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Vorwort der Senatorin für Finanzen 

 

 Bremen, im Januar 2012 

Liebe Leserinnen und Leser, 

 

ich freue mich, Ihnen den ersten Gesundheitsbericht des bremischen 
öffentlichen Dienstes vorstellen zu können. Entscheidend für die 
Leistungsfähigkeit, Bürger- und Serviceorientierung der Verwaltung sind die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Sie sind es, die die Dienstleistungen für die 
Bürgerinnen und Bürger erbringen. Wir brauchen qualifizierte und motivierte 
Beschäftigte, um den hohen Anforderungen an die Verwaltung gerecht zu 
werden. Ein wichtiger Bestandteil vorausschauender  Personalpolitik ist ein 

langfristig ausgerichtetes Gesundheitsmanagement – im Interesse der Beschäftigten und des 
Arbeitgebers. Mit seinem ganzheitlich und präventiv ausgerichteten Gesundheitsmanagement 
will der Senat die Arbeitszufriedenheit und Leistungsfähigkeit verbessern. 

 

Gesundheitsmanagement ist keine einmalige Aktion, sondern eine Daueraufgabe. Der vorliegen-
de Bericht gibt erstmals einen Überblick über die getroffenen Maßnahmen. Künftig wird jährlich 
ein Gesundheitsbericht erstellt. Der aktuelle Bericht mit zahlreichen guten Beispielen aus der 
Praxis belegt, dass sich viele Dienststellen bereits aktiv mit dem Thema Gesundheit und Vor-
beugung auseinandersetzen. Wir sind auf einem guten Weg. 

 

Es gibt keine Patentrezepte für gutes Gesundheitsmanagement. Es kommt darauf an, die spe-
ziellen Arbeitsbedingungen in den einzelnen Dienststellen gemeinsam mit den Beschäftigten zu 
untersuchen und Maßnahmen im Sinne der Prävention zu ergreifen. Es gilt das individuelle Ge-
sundheitsverhalten zu unterstützen und Arbeitsbedingungen gesundheitsfördernd zu gestalten. 
Das Thema Gesundheit bildet im Fortbildungsprogramm des öffentlichen Dienstes einen 
Schwerpunkt. Das erfreulich große Interesse an den Kursen belegt, wie wichtig das Thema Ar-
beitsfähigkeit und Arbeitszufriedenheit für die Beschäftigten ist.  

 

Ich danke allen Beteiligten, die sich im bremischen öffentlichen Dienst mit gesundheitsfördernden 
Maßnahmen beschäftigen, für ihr Engagement. Allen Leserinnen und Lesern wünsche ich eine 
anregende Lektüre. 

 

Bleiben Sie gesund! 

 

Karoline Linnert 

Bürgermeisterin 

 

  



Vorwort der Vorsitzenden des Gesamtpersonalrats für das Land und die Stadtgemeinde 
Bremen 

 

Bremen, im Januar 2012 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

 

Arbeit darf nicht krank machen. Mit diesem Ziel hat sich der 
Gesamtpersonalrat zusammen mit den Personalräten, Frauenbeauftragten 
und Schwerbehindertenvertretungen für eine Dienstvereinbarung zum 
Gesundheitsmanagement eingesetzt, die 2009 mit der Senatorin für 
Finanzen abgeschlossen wurde.  

 

Ich freue mich, dass der erste Gesundheitsbericht für den bremischen öffentlichen Dienst vor-
liegt. Er gibt einen Einblick in die gesundheitliche Lage in den Dienststellen. Zusätzlich stellt er 
umfangreiches Arbeitsmaterial aus bundesweiten Untersuchungen zur Verfügung.  

 

Der Gesundheitsbericht zeigt: Konkrete Umsetzungsschritte zum Gesundheitsmanagement ha-
ben in den meisten Dienststellen bereits begonnen.  

Der Gesundheitsbericht verweist aber auch auf die Probleme bei der Umsetzung des betriebli-
chen Gesundheitsmanagement in kleinen Dienststellen und in Dienststellen mit Arbeitsfeldern 
mit besonderen, z.T. mehrfachen Belastungsfaktoren, wie Schichtdienst, körperliche Arbeit und 
Umgang mit Menschen in schwierigen Lebenssituationen sowie andauernder Personalmangel. 
Auch ein Betriebsklima, das durch fehlende Wertschätzung und Anerkennung geprägt ist, führt 
zu erheblichen gesundheitlichen Belastungen. Hier ist noch viel zu tun, um die Kolleginnen und 
Kollegen durch systematische und auf Dauer angelegte Maßnahmen zu entlasten, sodass ge-
sund erhaltendes Arbeiten in allen Bereichen sichergestellt wird. 

 

Der wirtschaftliche Schaden durch Arbeiten trotz Erkrankung (Präsentismus) ist weitaus größer, 
als der Schaden durch krankheitsbedingte Fehlzeiten, so das Ergebnis neuerer Studien. Auch 
diese Erkenntnis muss in das Gesundheitsmanagement Eingang finden, indem gesundheitsbe-
wusstes Arbeiten unterstützt wird. 

 

Die Dienstvereinbarung zum Gesundheitsmanagement zeigt erste Wirkungen. Der vorliegende 
Bericht verdeutlicht: Entscheidend sind konkrete Maßnahmen vor Ort, die zusammen mit den 
Kolleginnen und Kollegen entwickelt werden und gesundes Arbeiten ermöglichen und fördern. 

 

Mit herzlichen Grüßen 

 

Doris Hülsmeier 

Vorsitzende des Gesamtpersonalrats 

für das Land und die Stadtgemeinde Bremen 
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Einleitung 

Mit dem vorliegenden „Gesundheitsbericht des bremischen öffentlichen Dienstes“ und der Kurz-
version „Gesundheitsbericht Kompakt“ ist der Auftakt für eine jährliche Berichterstattung im Ge-
sundheitsmanagement der bremischen Verwaltung gemacht.  

Sie enthält aktuelle Informationen und Daten, interessante Erkenntnisse, Beispiele guter Praxis 
und viele nützliche Hinweis für Akteure, die zur Reflexion des fachlichen Handelns anregen und 
dazu beitragen, das Gesundheitsmanagement erfolgreich weiterzuentwickeln. 

Der erste Gesundheitsbericht des bremischen öffentlichen Dienstes bietet in seiner Ausführlich-
keit ein Fundament von Informationen an, auf die in zukünftigen Berichten zum Teil verzichtet 
werden kann.  

Der Bericht enthält Ergebnisse aus der im ersten Quartal 2011 durchgeführten schriftlichen Ab-
frage aller Dienststellen, Betriebe, Stiftungen, Anstalten und Sonderhaushalte im bremischen öf-
fentlichen Dienst1 zum Entwicklungsstand ihres betrieblichen Gesundheitsmanagements.  

Die im Bericht vorgestellten Fehlzeitendaten der Dienststellen werden seit 2009 auf Grundlage 
der Dienstvereinbarung Gesundheitsmanagement durch das Referat 32 bei der Senatorin für Fi-
nanzen erhoben. Sie können wichtige erste Orientierungspunkte für die Bewertung der Aus-
gangslage der Dienststellen liefern. Die Gesamtfehlzeiten für den bremischen öffentlichen Dienst 
werden derzeit nur unvollständig und möglicherweise verzerrt abgebildet, weil größere Personal-
körper wie Polizei, Feuerwehr und Hochschulen sich noch nicht an der Erfassung beteiligen. 
Weitere Verzerrungen kommen durch die Daten der Schulen hinzu, wo bei der Berechnung der 
Fehlzeitenquote der Lehrerinnen und Lehrer, die Schulferien noch nicht berücksichtigt sind.  

Auf Wunsch bietet das Kompetenzzentrum die Vorstellung der zentralen Ergebnisse und Aussa-
gen des Berichts auch direkt in der Dienststelle oder im Betrieb an. Ihre Diskussion kann Aus-
gangspunkt für die Weiterentwicklung des Gesundheitsmanagements sein.  

 

Kompetenzzentrum Gesundheitsmanagement, Senatorin für Finanzen 

 

                                                 
1 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird im Folgenden nur noch von Dienststellen gesprochen, auch wenn andere 
Organisationsformen wie Betriebe, Stiftungen, Anstalten oder Sonderhaushalte mitgemeint sind. 

  



A. Zusammenfassung und Empfehlungen an die Akteure 

1 Zusammenfassung der wesentlichen Inhalte 

 

Kontinuierliche Berichterstattung zur Ge-
sundheit begonnen 

Der vorliegende Bericht zur Gesundheit im 
bremischen öffentlichen Dienst stellt den 
Auftakt für eine kontinuierliche Gesundheits-
berichterstattung dar. Durch sie soll die In-
formationsgrundlage im betrieblichen Ge-
sundheitsmanagement verbessert werden. 
Für den ersten Berichtszeitraum wird folgen-
de Bilanz gezogen:  

 

Einstieg in das Gesundheitsmanagement 
in zwei Drittel der Dienststellen geschafft 

Cirka 1 ½ Jahre nach Abschluss der DV 
BGM haben zwei Drittel aller Dienststellen 
mit dem Aufbau des Gesundheitsmanage-
ments begonnen. In vielen Dienststellen ha-
ben sich bereits Arbeitsstrukturen entwickelt, 
wurden Kooperationen mit Krankenkassen 
und/oder Unfallkasse aufgebaut und erste 
Maßnahmen und Projekte auf den Weg ge-
bracht. ( Seite 12-13) 

 

„Beispiele guter Praxis“ häufig in Zu-
sammenarbeit mit Kooperationspartnern 

Dienststellen, die Kooperationspartner wie 
Krankenkassen, Unfallkasse, Kompetenz-
zentrum oder Externe Partner einbinden, 
machen häufig größere Fortschritte im Auf-
bau des Gesundheitsmanagements und der 
Entwicklung von Maßnahmen und Angebo-
ten in der Dienststelle. ( Seite 17-24) 

 

Zentrale Unterstützungsleistungen sind 
etabliert 

Das Kompetenzzentrum bei der Senatorin 
für Finanzen ist als zentraler Serviceleister 
des Gesundheitsmanagements  etabliert 
(zunächst befristet für 3 Jahre). Umfangrei-
che Beratung und Prozessbegleitung von 
Dienststellen, Qualifizierungsangebote für 
Akteure, Bereitstellung von Informationen, 
Entwicklung von Instrumenten und Angebo-
ten, Koordination der Handlungsansätze und 
des ressortübergreifenden Austauschs wer-

den durchgeführt. Die ressortübergreifende 
Projektgruppe Gesundheitsmanagement be-
gleitet den Auf- und Ausbau des Gesund-
heitsmanagements. Das Angebot an Fortbil-
dungen im Bereich Arbeits- und Gesund-
heitsschutz wurde ausgebaut und zugleich 
Schwerpunktthema im zentralen Fortbil-
dungsangebot. Die Senatorin für Finanzen 
stellt zentrale Mittel für die Förderung von 
Projekten zur Verfügung. ( Seite 25-29) 

 

Umsetzung der DV in kleinen Dienststel-
len schwierig 

Am Weitesten fortgeschritten ist die Einfüh-
rung des Gesundheitsmanagements in grö-
ßeren Dienststellen. In kleinen Dienststellen 
(< 50 Beschäftigte) lassen sich Arbeitsstruk-
turen schwerer aufbauen, um die Kernpro-
zesse des Gesundheitsmanagements 
durchzuführen und daraus geeignete Maß-
nahmen zu entwickeln. Dienststellenüber-
greifende Kooperationen und die gemein-
same Bündelung von Ressourcen könnten 
hier helfen. ( Seite 13) 

 

Weitere Fortschritte bei Einhaltung von 
nachgewiesenen Standards des BGM 
notwendig 

Der Erfolg des BGM ist eng mit dem Enga-
gement der Dienststellenleitung und mit der 
Orientierung an nachgewiesenen Standards 
des BGM verknüpft. Hierzu gehört z.B. die 
Einrichtung einer Steuerungsgruppe, Qualifi-
zierung für die Aufgaben, Einbeziehung der 
Führungskräfte und Festlegung von Hand-
lungsschwerpunkten auf Grundlage einer 
Analyse. Ein Teil der Dienststellen ist hier 
weiter in der Entwicklung als andere. So ha-
ben 70% der Dienststellen, in denen mit dem 
BGM begonnen wurde, zum Zeitpunkt der 
Dienststellenabfrage eine Steuerungsgruppe 
eingesetzt. Ein geringerer Teil hat auch Qua-
lifizierungsmaßnahmen für die Akteure ge-
nutzt, die Führungskräfte eingebunden und 
unterstützt bei der Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben im Gesundheitsmanagement bzw. hat 
finanzielle Mittel bereitgestellt. 40% der 
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Dienststellen, die mit BGM begonnen haben, 
hatten zuerst eine Bestandsaufnahme und 
Analyse durchgeführt. 20% leiten aus einer 
Analyse ihre Handlungsschwerpunkte im 
Gesundheitsmanagement ab.  

Ein Vergleich der 10 Dienststellen mit den 
höchsten Fehlzeitenquoten mit allen Dienst-
stellen, die mit dem BGM begonnen haben, 
zeigt, dass die Umsetzung der genannten 
Standards in den Dienststellen mit den 
höchsten Fehlzeitenquoten durchschnittlich 
geringer ausgeprägt ist.  

Eine deutlichere Orientierung an den in der 
Handlungshilfe beschriebenen Standards ist 
hier anzuraten, wenn sich Gesundheit und 
Arbeitsfähigkeit der Beschäftigten und damit 
auch die Fehlzeitenquote verbessern sollen. 
( Seite 14-15)  

 

Neue Beratungs-Hotline „five“ unterstützt 
Führungskräfte im Umgang mit psychi-
schen Erkrankungen 

Die neue Beratungs-Hotline „five“ unterstützt 
Führungskräfte bei der Wahrnehmung ihrer 
Fürsorgepflicht für die Gesundheit ihrer Be-
schäftigten, insbesondere im Umgang mit 
psychischen Erkrankungen wie Depressio-
nen und Ängsten oder bei Beeinträchtigun-
gen im Zusammenhang mit Stress und per-
sönlichen Problemen. ( Seite 33-34) 

 

Wenig Information über Gesundheit der 
Beschäftigten 

Fehlzeitendaten geben eher Auskunft über 
das Fehlen von Gesundheit. Über das psy-
chische und körperliche Befinden der Be-
schäftigten, über Motivation und Identifikati-
on mit dem Arbeitgeber wissen wir wenig. 
Eine Verbesserung der Datenlage kann nur 
durch Befragung der Beschäftigten erreicht 
werden. ( Seite 45-48) 

 

Fehlzeitenquote vergleichbar mit anderen 
Städten und im Bundestrend 

Die Fehlzeitenquote (Auswertung nach Ka-
lendertagen) für den bremischen öffentlichen 
Dienst liegt zum Stichtag 31.12.2010 bei 
5,86%. Vergleichbare Städte des Deutschen 
Städtetags liegen im ähnlichen Bereich. Ein 
Vergleich ist aufgrund der noch unvollstän-
digen Erfassung* und statistischer Unschär-

fen der Berechnung der Fehlzeitenquoten im 
Bereich Schulen** nur bedingt möglich. Die 
seit Beginn der Fehlzeitenerhebung festzu-
stellende moderate Steigerung der Fehlzei-
tenquote liegt im Trend der bundesweiten 
Fehlzeitenentwicklung, bei der nach histori-
schem Tiefstand seit mehreren Jahren wie-
der ein leichter Anstieg zu verzeichnen ist. 
( Seite 35-38; 42-43) 

* Größere Personalkörper wie Polizei, Feuerwehr, Hochschu-
len werden nicht erfasst.  

** Bei Lehrern werden Ferienzeiten bei Berechnung der Quo-
te noch nicht berücksichtigt. 

 

Fehlzeitenquoten der Dienststellen variie-
ren stark  

Die Fehlzeitenquote variiert zwischen den 
Dienststellen von 3,14% bis 12,49%. Dabei 
wirken unter anderem Unterschiede in der 
Personalstruktur und in der Tätigkeit auf den 
Krankenstand ein. Die Varianz zwischen den 
Dienststellen gibt Anlass, über weitere Ein-
flussfaktoren auf den Krankenstand nachzu-
denken. ( Seite 38) 

 

Langzeiterkrankungen haben hohe Be-
deutung für den Krankenstand 

Ein kleiner Teil der Krankheitsfälle verur-
sacht durch lange Erkrankungsdauer bis zu 
50% der Krankheitstage. Die große Masse 
der Krankheitsfälle von kurzer Dauer hat 
eher wenig Einfluss auf den Krankenstand. 
( Seite 36 + 44) 

 

Öffentliche Verwaltung hat im Branchen-
vergleich überdurchschnittlich hohen 
Krankenstand 

Im Branchenvergleich weist die öffentliche 
Verwaltung erhöhte Krankenstände auf. Sie 
werden stark durch die Personalstruktur (Al-
tersstruktur, Schwerbehindertenquote) ver-
ursacht. ( Seite 42-43) 

 

Vier Krankheitsarten prägen das Fehlzei-
tengeschehen 

Bundesweite Analysen der Krankenkassen 
zeigen: Ungefähr 2/3 der Fehltage werden 
durch Muskel-Skelett-Erkrankungen, Erkran-
kungen des Atemsystems, Verletzungen und 
psychische Erkrankungen verursacht. Mus-
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kel-Skelett-Erkrankungen stellen noch immer 
den häufigsten Grund für eine Krankschrei-
bung dar. Die Bedeutung psychischer Er-
krankungen nimmt stetig zu. ( Seite 49-50) 

 

Fehlzeiten sind Spätindikatoren 

Fehlzeitendaten berichten über das Eintref-
fen eines Ereignisses, das nach Möglichkeit 
vermieden werden sollte. Um das betriebli-
che Gesundheitsgeschehen beurteilen und 
beeinflussen zu können, sind zusätzliche 
Faktoren zu beobachten. ( Seite 45-48) 

 

Studien zum Präsentismus lenken Fokus 
von Krankenstandsquote auf Gesund-
heitszustand der Anwesenden 

Studien zum Phänomen des Präsentismus 
zeigen, dass die Kosten krankheitsbedingter 
Einschränkungen der Arbeitsproduktivität 
beträchtlich sind und die Kosten, die durch 
Fehlzeiten entstehen, übersteigen.  ( Seite 
53). 

 

 

 

2 Empfehlungen an die Akteure im Ge-
sundheitsmanagement 

 

Entwicklung einer Kultur der Achtsamkeit 
und Prävention in der Dienststelle 

Gesundheit muss in der Dienststelle zu ei-
nem zentralen Zielwert werden. Dies bein-
haltet neben der Förderung individuellen ge-
sundheitsorientierten Verhaltens auch die 
Förderung eines gesund erhaltenden und 
leistungsfördernden Betriebsklimas und Füh-
rungsverhaltens sowie die konsequente Ein-
beziehung des Gesundheits- und Arbeits-
schutzes in die Arbeitsorganisation. Sie darf 
sich nicht beschränken auf die Verantwor-
tung des Individuums alleine. 

 

Unterstützung von länger erkrankten Be-
schäftigten optimieren 

Die Unterstützung länger erkrankter Be-
schäftigter muss systematisch betrieben 
werden. Dazu gehört u.a. vorhandene Un-

terstützungsangebote offensiv zu nutzen und 
ggf. auszubauen sowie eine vertraulich un-
terstützende Gesprächskultur zu entwickeln. 
Weiterhin sind BEM-Gespräche zeitnah 
durchzuführen, ein Controlling des BEM-
Verfahrens in der Dienststelle aufzubauen 
und die BEM-Umsetzung zu optimieren.  

 

Präventionskampagnen an Erkrankungs-
schwerpunkten ausrichten 

Im Zentrum betrieblicher Präventionsaktio-
nen sollten Muskel-Skelett-Erkrankungen, 
die Nr. 1 der Krankheitsursachen und die 
Reduzierung von psychosozialem Stress 
bzw. die Förderung von psychischer Ge-
sundheit stehen.  

 

„Weiche Belastungen“ und Merkmale der 
Betriebskultur stärker beachten 

Merkmale der Arbeitsbedingungen und der 
Betriebskultur wirken auf die Gesundheit und 
den Krankenstand in der Dienststelle ein. 
Arbeitsorganisation, Betriebsklima, Qualität 
der Beziehungen am Arbeitsplatz, Füh-
rungsverhalten und Identifikation mit der 
Dienststelle sind Faktoren, die im Rahmen 
des Gesundheitsmanagements nach Mög-
lichkeit beobachtet werden sollten. Ihre Qua-
lität kann durch beteiligungsorientierte Ver-
fahren des Gesundheitsmanagement erho-
ben werden. Zusammen mit den Daten zum 
Fehlzeitengeschehen wird eine genauere 
Beurteilung und Beeinflussung der gesund-
heitlichen Bedingungen in der Dienststelle 
möglich.  

 

Kooperation und Bündelung von Res-
sourcen im Gesundheitsmanagement 

Betriebliches Gesundheitsmanagement 
muss nicht an Dienststellengrößen, begrenz-
ten Personalressourcen oder mangelnden 
Kenntnissen scheitern. Insbesondere kleine-
re Dienststellen und solche, die bisher noch 
nicht mit dem Aufbau des BGM begonnen 
haben, sollten über Möglichkeiten der Ko-
operation und Bündelung von Ressourcen 
nachdenken. Gemeinsam mit anderen 
Dienststellen können z.B. dienststellenüber-
greifend Arbeitskreise Gesundheit gebildet, 
Maßnahmen und kleine Projekte entwickelt 
werden. Die Ressorts können dabei eine ko-
ordinierende Aufgabe übernehmen. Auch 
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über die Bündelung von Ressourcen sollte 
nachgedacht werden, um „schlagkräftigere 
Einheiten“ zur Umsetzung des Gesund-
heitsmanagements zu erhalten. Auch sollten 
Möglichkeiten der Zusammenarbeit mit 
Krankenkassen und der Unfallkasse über-
prüft werden. 

 

Erforderliche Rahmenbedingungen und 
die Kernprozesse im Gesundheitsmana-
gement stärker berücksichtigen 

Das bedeutet, die Akteure im Arbeitskreis 
Gesundheit für ihre Aufgabe qualifizieren, 
die Führungskräfte frühzeitig einbeziehen 
und auf ihre Rolle im Gesundheitsmanage-
ment vorbereiten, eine systematische Analy-
se der Ist-Situation durchführen und daraus 
Handlungsfelder ableiten sowie das Vorge-
hen regelmäßig auswerten. Denn nur wer 
weiß, wo er steht und wo er hin will, kann er-
folgreich handeln und seine Ressourcen 
sinnvoll einsetzen. Viele Aktivitäten im Ge-
sundheitsmanagement „kosten“ in erster Li-
nie Zeit und Engagement. Aber nicht alles 
kommt ohne Geld aus. Finanzielle Mittel 
müssen gezielt bereitgestellt werden.  

 

Gemeinsames Engagement der Leitung 
und der Interessenvertretung verstärken 

Betriebliches Gesundheitsmanagement 
braucht die klare Unterstützung der Dienst-
stellenleitung und die Zusammenarbeit mit 
den Interessenvertretungen. Die Glaubwür-
digkeit und Nachhaltigkeit des Gesund-
heitsmanagements wird entscheidend durch 
das gemeinsame Engagement geprägt.  

 

Führungskräfte einbeziehen und unter-
stützen bei ihrer Aufgabe im Gesund-
heitsmanagement 

Maßnahmen zur Sensibilisierung der Füh-
rungskräfte für den Zusammenhang von 
Wohlbefinden, Gesundheit und Leistungs-
erbringung und zur Entwicklung eines ge-
sundheitsfördernden Führungsstils in der 
Dienststelle entwickeln und planen. Informa-
tionen bereitstellen zu spezifischen Hand-
lungsmöglichkeiten von Führungskräften auf 
den jeweiligen Ebenen. Führungskräfte ein-
beziehen bei der Festlegung von Maßnah-
men im Gesundheitsmanagement. 

Beratung und Prozessbegleitung durch 
das Kompetenzzentrum nutzen 

Der Aufbau eines dauerhaften betrieblichen 
Gesundheitsmanagements ist eine komple-
xe Aufgabe, für die insbesondere in der 
Phase der Zielklärung, der Analyse und der 
Arbeitsplanung fachkompetente Beratung 
und Unterstützung notwendig sein wird. Das 
Kompetenzzentrum Gesundheitsmanage-
ment bietet Beratung und Begleitung im 
Rahmen seiner Möglichkeiten an.  

 



B. Gesundheitsmanagement im bremischen öffentlichen Dienst 

 

1 Umsetzung der DV Gesundheitsmana-
gement in den Dienststellen  

 

Kernaussagen 
 
- 1 ½ Jahre nach Abschluss der DV haben 2/3 

aller Dienststellen mit der Einführung des 
BGM begonnen. 

- Eine Reihe von Dienststellen zeigen beispiel-
haft wie sie „gute Praxis“ im BGM gemeinsam 
mit externen Partnern entwickelt haben. 

- Über 80% der Dienststellen mit mehr als 250 
Beschäftigten hat mit der Einführung begon-
nen, aber nur 36% der Dienststellen mit weni-
ger als 50 Beschäftigten.  

- Die Umsetzung ist in senatorischen Dienststel-
len weiter fortgeschritten als in zugeordneten 
Dienststellen und in größeren weiter fortge-
schritten als in kleineren Dienststellen. 

- Notwendige Voraussetzungen und Erfolgsfak-
toren des BGM müssen beim Aufbau stärker 
berücksichtigt werden. 

 

 

Im Juni 2009 wurde die DV Gesundheitsma-
nagement im bremischen öffentlichen Dienst 
unterzeichnet, um in allen Dienststellen und 
Betrieben ein systematisches betriebliches 
Gesundheitsmanagement als Bestandteil 
des Personalmanagements einzuführen und 
dauerhaft zu gestalten. Mit der Dienstverein-
barung sind Rahmenbedingungen, Ziele und 
Vorgehensweisen des betrieblichen Ge-
sundheitsmanagements abgestimmt worden, 
die Arbeitsunfähigkeit vorbeugen und Wohl-
befinden und Gesundheit unterstützen sol-
len. Dabei zielt das betriebliche Gesund-
heitsmanagement gleichermaßen auf die 
gesundheitsförderliche Gestaltung der Ar-
beitsverhältnisse (Verhältnisprävention) wie 
auch auf die Stärkung der Handlungskompe-
tenz des/der Einzelnen bei der Erhaltung der 
eigenen Gesundheit (Verhaltensprävention). 

Die Verantwortung für die Umsetzung des 
Gesundheitsmanagements liegt bei den 
Dienststellenleitungen. Die gemeinsame 
strategische Ausrichtung sowie die Vernet-
zung von Kompetenzen und Ressourcen 
werden ressortübergreifend bei der Senato-
rin für Finanzen koordiniert.  

Zur Unterstützung der Dienststellen bei der 
Durchführung von Gesundheitsmanage-
mentprojekten ist als zentraler Serviceleister 
zunächst befristet für die Dauer von drei 
Jahren, ein Kompetenzzentrum bei der Se-
natorin für Finanzen eingerichtet worden. 

Die Unterzeichner waren sich einig, dass ein 
ganzheitliches und vorausschauendes Ge-
sundheitsmanagement nicht von heute auf 
morgen zu erreichen ist, sondern langfristig 
angelegt sein muss.  

Im Folgenden wird der Entwicklungsstand 
des Gesundheitsmanagements in den 
Dienststellen, den Eigenbetrieben, den Son-
derhaushalten, Anstalten und Stiftungen 
dargestellt. Grundlage dieser Darstellung 
sind die Ergebnisse einer schriftlichen Be-
fragung, die im 1. Quartal 2011 vom Kompe-
tenzzentrum Gesundheitsmanagement bei 
der Senatorin für Finanzen durchgeführt 
wurde. Die Angaben zur Beantwortung der 
Fragen wurden in den Dienststellen mit den 
Personalräten abgestimmt. Ausgewertet 
wurden die Antworten aus 73 Dienststellen, 
die sich beteiligt haben. 

 

Ergebnisse der schriftlichen Abfrage: 

1 ½ Jahre nach Abschluss der Dienstverein-
barung haben ungefähr zwei Drittel aller 
Dienststellen im Gültigkeitsbereich der 
Dienstvereinbarung mit der Einführung des 
betrieblichen Gesundheitsmanagements be-
gonnen. 

Anteil der Dienststellen, die mit der Umsetzung 
der Dienstvereinbarung BGM begonnen haben 

(Stand: 1.Qrt. 2011)

66%

34%

Nicht begonnen

Begonnen

 
Abbildung 1 (N=73) 
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Wie die nachfolgenden Abbildungen 2 und 3 
zeigen, variiert der Stand der Einführung je 
nach Dienststellenart und nach Größe der 
Dienststelle. 

Während alle Dienststellen mit mehr als 500 
Beschäftigten das Gesundheitsmanagement 
begonnen haben, sind es bei den Dienststel-
len mit weniger als 50 Beschäftigten nur 
36%. (Abbildung 2) 

Die Umsetzung der Dienstvereinbarung 
steht offenbar auch im Zusammenhang mit 
der Art der Dienststelle. Am wenigsten fort-
geschritten ist demnach die Einführung des 
betrieblichen Gesundheitsmanagements in 
den zugeordneten Dienststellen, Stiftungen 
oder Anstalten. (Abbildung 3) 

 

 

Umsetzung der Dienstvereinbarung Gesundheitsmanagement
in den Dienststellen

 (nach Größe der Dienststellen)
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Abbildung 2 

 

Umsetzung der Dienstvereinbarung Gesundheitsmanagement 
in den Dienststellen
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Abbildung 3 
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1.1 Umsetzungsgrad erfolgsrelevanter 
Faktoren im Aufbau des BGM 

Wirksamkeit und Nutzen des betrieblichen 
Gesundheitsmanagements sind eng verbun-
den mit der Einhaltung bestimmter erfolgsre-
levanter Faktoren. Dazu zählen als unab-
dingbare Voraussetzung die nachhaltige Un-
terstützung durch die Dienststellenleitung 
und die Kooperation mit den Interessenver-
tretungen. Sie zeigt sich auch in der Schaf-
fung der notwendigen Voraussetzungen in 
der Dienststelle. Darüber hinaus ist die 
Durchführung einer „Diagnose“ für ein 
dienststellenspezifisches Vorgehen zwin-
gend. Sie gibt Orientierung über die wesent-
lichen gesundheitsrelevanten Problemfelder 
und Ressourcen in der Dienststelle und bil-
det die Planungsgrundlage für ein zielorien-
tiertes Vorgehen. Durch regelmäßige Über-
prüfung der Zielerreichung wird ein Lernzyk-
lus im BGM etabliert und das Vorgehen in 
der Dienststelle optimiert.  

 

Werden die Voraussetzungen für das 
BGM geschaffen? 

Die folgende Grafik zeigt, inwieweit Dienst-
stellen, die mit der Einführung des betriebli-
chen Gesundheitsmanagements begonnen 

haben, auch die Voraussetzungen schaffen, 
die für ein erfolgreiches Gesundheitsmana-
gement notwendig sind. 

Die Grafik zeigt, dass der Aufbau der not-
wendigen Voraussetzungen für ein erfolgrei-
ches BGM eineinhalb Jahre nach Abschluss 
der Dienstvereinbarung noch in den Anfän-
gen steckt. Von allen Dienststellen, die mit 
der Einführung des Gesundheitsmanage-
ments begonnen haben, setzen zwei Drittel 
auch eine Arbeitsgruppe zur Steuerung des 
Vorgehens ein. Knapp die Hälfte haben be-
gonnen ihre Führungskräfte auf die Rolle im 
Gesundheitsmanagement vorzubereiten und 
knapp ein Drittel vermitteln ihren handelnden 
Akteuren die benötigten Qualifikationen bzw. 
stellen finanzielle Mittel für das Gesund-
heitsmanagement bereit.  
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Abbildung 4 
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Werden die Aktivitäten im BGM gezielt 
geplant? 

Zu den unverzichtbaren Kernprozessen des 
betrieblichen Gesundheitsmanagements ge-
hört die regelmäßige Analyse der Ausgangs-
lage und möglicher Problemstellungen, um 
daraus gezielt Handlungsschwerpunkte für 
das Gesundheitsmanagement abzuleiten. 
Abbildung 5 zeigt, dass erst ein kleinerer An-
teil der Dienststellen, die mit der Einführung 
des Gesundheitsmanagements begonnen 
haben, auch eine Bestandsaufnahme und 
Analyse durchgeführt haben. Eine Reihe von 
Dienststellen hat angegeben, dass sie sich 
noch in der Planungsphase befinden. 

 

Kommt das BGM dort an, wo es am drin-
gendsten gebraucht wird? 

Abbildung 6 zeigt, dass die Vorgehensweise 
des BGM in den Dienststellen mit den 
höchsten Fehlzeitenquoten (Stichtag 
30.12.2010) noch zu wenig ankommt. Die 
Umsetzung erfolgkritischer Faktoren bleibt 
hier im Durchschnitt hinter der Gesamtheit 
jener Dienststellen zurück, die mit BGM be-
gonnen haben. Das Ergebnis macht deut-
lich, dass die Chancen, die das betriebliche 
Gesundheitsmanagement gerade Dienststel-
len mit erhöhten Fehlzeiten bietet, noch nicht 
entschieden genug genutzt werden. Durch 
den konsequenten Aufbau der notwendigen 
Strukturen und Abläufe sowie durch die Er-
mittlung der dienststellenspezifischen Hand-
lungsbedarfe kann ein erfolgversprechender 
Weg zur Förderung der Gesundheit und Ar-
beitsfähigkeit beschritten werden, der mittel- 
bis langfristig auch zur Reduzierung von 
Fehlzeiten führen wird 

 

Basiert das Vorgehen im BGM auf einer vorherigen Analyse?

23%
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Abbildung 5 
 

Umsetzung erfolgskritischer Faktoren in den Dienststellen 
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1.2 Maßnahmen im Rahmen des Ge-
sundheitsmanagements 

BGM verfolgt zwei Kernziele: die gesund-
heitsförderliche Gestaltung von Arbeit und 
Arbeitsverhältnissen (Verhältnisprävention) 
sowie die Befähigung zum gesundheitsför-
derlichen Verhalten (Verhaltensprävention).  

Die aus diesen Zielen resultierenden Aktivi-
täten und Maßnahmen sind nicht alle neu. 
Vieles wird bereits im Rahmen anderer An-
sätze und Konzepte getan (Personalentwick-
lung, Arbeitsschutz, Führung, Organisati-
onsentwicklung), anderes soll sich durch das 
Gesundheitsmanagement weiterentwickeln, 
verbessern bzw. erstmals aufgebaut werden.  

Um einen Überblick zu bekommen, welche 
Maßnahmen sich in den Dienststellen entwi-
ckeln, wurde auch danach in der Umfrage 
zur Umsetzung der DV Gesundheitsmana-
gement gefragt. Unterteilt nach organisati-
onsbezogenen Maßnahmen, Maßnahmen 
zur Arbeitsplatzergonomie und Präventions-
angeboten wurde gefragt, ob bestimmte Ak-
tivitäten in den letzten 24 Monaten punktuell 
oder flächendeckend umgesetzt wurden. Die 
eingegangenen Antworten folgten dabei 
aber zum Teil nicht dem vorgegebenen Ant-
wortschema. Im Folgenden haben wir daher 
auf die Ausweisung von konkreten Prozent-
zahlen und die Darstellung in Grafiken ver-
zichtet, wo die Ergebnisse nicht statistisch 
sauber ausgewertet werden konnten. 

 

Organisationsbezogene Maßnahmen  

Viele Dienststellen führen organisationsbe-
zogene Maßnahmen, die dem Schutz und 
dem Erhalt der Gesundheit der Beschäftig-

ten dienen, bereits im Rahmen von anderen 
Prozessen durch. Am häufigsten wurde die 
Beteiligung von Beschäftigten an Verände-
rungen, sowie Maßnahmen zur Verbesse-
rung des Betriebsklimas und des Führungs-
verhaltens genannt.  

 

Maßnahmen zur Arbeitsplatzergonomie  

Auch hier wurde mehrfach angegeben, dass 
Maßnahmen im Rahmen anderer Prozesse 
durchgeführt werden. Die meisten Dienst-
stellen gaben an, in den letzten 24 Monaten 
Maßnahmen durchgeführt zu haben zur er-
gonomischen Gestaltung der Arbeitsplätze, 
wie z.B. Anpassung von Bildschirmarbeits-
plätzen oder rückengerechte Stühle. Auch 
Maßnahmen zur Reduzierung physikalischer 
Belastungen durch z.B. Lärm, Zugluft oder 
Blendung sowie Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Verfügbarkeit und des Zustands 
von Arbeitsmitteln wurden häufig genannt.  

 

Präventionsangebote  

Wie Abbildung 7 zeigt, haben viele Dienst-
stellen intern Angebote zur Gesundheitsför-
derung und Prävention vorgehalten. Massa-
geangebote am Arbeitsplatz werden dem-
nach in mehr als jeder dritten Dienststelle 
angeboten. Fast jede dritte Dienststelle bie-
tet ihren Beschäftigten auch gesundheitsori-
entierte Bewegungsangebote wie Walking, 
Rückengymnastik, Yoga oder Pilates an. Je-
de vierte Dienststelle hat für ihren Beschäf-
tigten ein Entspannungstraining vorgehalten. 
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1.3 Beispiele guter Praxis 

Wie der Aufbau des Gesundheitsmanage-
ments konkret angepackt und mit Leben ge-
füllt werden kann und welche Erfahrungen 
Dienststellen dabei machen, zeigen die fol-
genden Beispiele gelungener Praxis. 

Den Anfang macht ein Interview mit dem 
stellvertretenden Geschäftsführer der Per-
forma Nord, Herrn Suhling, über den dorti-
gen Aufbau des Gesundheitsmanagements. 

Zwei weitere Artikel berichten über den Auf-
bau des Gesundheitsmanagements beim-
Senator für Umwelt, Bau Verkehr (SUBV) 
bzw. beim Stadtamt. Den Abschluss bildet 
ein Blick über den Tellerrand nach Hamburg 
zur Behörde für Stadtentwicklung und Um-
welt. Der Bericht zeigt, auf welchem Weg 
dort ein Neustart der betrieblichen Gesund-
heitsförderung geglückt ist. 

Für die Textbeiträge sind die genannten 
Personen bzw. Dienststellen verantwortlich. 

 

1.3.1 Performa Nord 

 

Zusammen mit Kooperationspartnern wurde 
das Projekt „PerformAktiv“ gestartet, um die 
Dienstvereinbarung Gesundheitsmanage-
ment für Performa Nord mit Leben zu füllen. 
Auf der Grundlage von Befragungen und der 
Ergebnisse von Gesundheitswerkstätten 
werden Schritt für Schritt Verhältnisse ver-
bessert und gesundes Verhalten gefördert. 
Nach einem gelungenen Gesundheitstag 
steht nun die Verstetigung der Aktivitäten auf 
der Agenda. 

Das Interview führte das Kompetenzzentrum 
mit dem stellvertretenden Geschäftsführer 
und Projektleiter Herrn Claus Suhling. 

 

Kompetenzzentrum: „Wie kam es dazu, 
dass Sie sich bei der Performa Nord in-
tensiver mit dem betrieblichen Gesund-
heitsmanagement befasst haben?“ 

Claus Suhling: „Wir haben in 2009 einen Ar-
beitsschutzausschuss im Betrieb eingerich-
tet. Das war eigentlich der Startschuss, wo 
wir begonnen haben, das Ganze konzeptio-
neller anzugehen. Wir hatten uns gedacht, 
wir können uns nicht nur um Sportstudios 

kümmern, sondern müssen da systemati-
scher ran. Wir sind der Beratung der Fach-
dienste für Arbeitsschutz gefolgt und haben 
eine Mitarbeiterbefragung durchgeführt.  

Wir haben durch die Befragung das Feed-
back der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
erhalten und gesehen, dass es positive 
Rückmeldungen gibt und wo das Potential 
liegt, etwas für die Gesundheit zu tun, so-
wohl in Bezug auf das Verhalten, als auch 
auf die Verhältnisse.“ 

 

„Das Gesundheitsmanagement lässt sich 
oft leichter mit externer Unterstützung 
aufziehen. Wen haben Sie als Kooperati-
onspartner mit ins Boot geholt?“  

„Die Fachdienste für Arbeitsschutz sind un-
ser ständiger Begleiter und Berater, der 
auch im Arbeitsschutzausschuss immer da-
bei ist. Dann haben wir Kontakt zu Kranken-
kassen gesucht, und haben z.B. geschaut, 
wo sind unsere Leute eigentlich versichert 
und waren uns dann mit der HKK einig, bei 
der 2/3 unserer Arbeitnehmer/innen versi-
chert sind. Daneben sind wir auch auf das 
Kompetenzzentrum Gesundheitsmanage-
ment bei der Senatorin für Finanzen zuge-
gangen und haben uns Beratung eingeholt, 
wie es nach der Befragung weitergehen 
kann. Außerdem haben wir mit der Unfall-
kasse Bremen Kontakt aufgenommen und 
erfragt, wie die uns durch den Prozess be-
gleiten würden. Danach haben wir dann be-
schlossen, mit den genannten Kooperati-
onspartnern zusammen das Projekt „Per-
formAktiv“ aufzusetzen.“ 

 

„Worin bestehen die Beiträge der Koope-
rationspartner zu Ihrem BGM-Projekt?“ 

„Bei der Unfallkasse Bremen haben wir uns 
um eine Projektförderung bemüht und erhal-
ten nach der Anerkennung unseres Projekts 
jetzt Beratungsleistungen und den höchst-
möglichen finanziellen Förderbetrag, den die 
Unfallkasse vergibt. Der Fachdienst hat z.B. 
die Befragungen durchgeführt und ausge-
wertet. Die HKK hat sich bereiterklärt über 
die Projektlaufzeit von 3 Jahren in Form von 
Sachleistungen und Beratungsleistungen an 
unserem Projekt mitzuwirken. Außerdem lie-
fert die HKK einmal im Jahr eine anonymi-
sierte Auswertung der Fehlzeiten und 
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Krankheitsbilder der dort versicherten Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter. Das Kompe-
tenzzentrum Gesundheitsmanagement hat 
nach der Mitarbeiterbefragung Gesund-
heitswerkstätten durchgeführt. Darüber hin-
aus haben wir uns für die Durchführung ei-
nes Gesundheitstages weitere Kooperati-
onspartner gesucht, die dort bestimmte An-
gebote mit gestaltet haben. Aber natürlich 
müssen wir auch selber unseren Beitrag 
leisten, auch eigenes Geld mit einbringen.“ 
 

„Wie beteiligen Sie die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter am BGM?“ 

„Das machen wir zweigleisig. Einmal über 
die Beteiligung der Mitbestimmungsgremien 
im Arbeitsschutzausschuss. Wir haben un-
terhalb des Ausschusses noch eine Arbeits-
gruppe Gesundheitsförderung gegründet, 
die aus zwei Vertretern der Geschäftsleitung 
und zwei Vertretern des Personalrats be-
steht. Zum anderen wurden die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter durch die Befragun-
gen und bei den Gesundheitswerkstätten be-
teiligt. Wir wollten von Ihnen wissen, wie ihre 
Vorstellungen sind, wo und wie wir denn tat-
sächlich etwas verbessern können. Dadurch, 
dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter be-
reichsbezogen Rückmeldungen geben konn-
ten, haben wir eben auch unterschiedliche 
und speziell auf die jeweiligen Arbeitsplätze 
bezogene und sehr vernünftige Vorschläge 
bekommen. Aber darüber hinaus haben wir 
auch am Gesundheitstag und anschließend 
in der Auswertung die Beschäftigten um 
Feedback gebeten. Auch bei Anlässen wie 
der Einrichtung der Teeküchen und des So-
zialraums bitten wir über den Personalrat um 
Rückmeldungen. Das ist der Weg, den wir 
verfolgen: mal systematisch, aber auch mal 
spontan und direkt im Kollegenkreis fragen.“ 

 

„Welche Schritte sind nach Befragung 
und Gesundheitswerkstätten denn kon-
kret erfolgt?“ 

„Wichtig für die Beschäftigten war zu mer-
ken: das wird ernst genommen, da wird nicht 
nur eine Informationssammlung angelegt. 
Wir haben sehr früh begonnen, einzelne 
Hinweise aufzugreifen und aktiv zu werden. 
So haben wir z.B. die Verbesserung der Ge-
bäudereinigung aufgegriffen oder das The-

ma der häufigen Störungen in größeren Bü-
ros. Da haben die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter gemerkt, da passiert etwas und die 
Geschäftsleitung ist bemüht, im Rahmen ih-
rer Möglichkeiten auch etwas zu verändern. 
Wichtig war z.B. auch, dass wir die Rück-
meldungen aus den Gesundheitswerkstätten 
über den Bedarf an ergonomischer Beratung 
aufgegriffen haben. Da ist dann die Fach-
kraft für Arbeitssicherheit zusammen mit ei-
ner Fachkraft der HKK von Arbeitsplatz zu 
Arbeitsplatz gegangen. Die Beschäftigten 
konnten sich 10 bis 15 Minuten lang an ih-
rem Arbeitsplatz beraten lassen und haben 
ganz individuell Verbesserungsvorschläge 
bekommen. Das hat glaube ich gezeigt, 
dass wir wirklich etwas bewegen wollen. 
Außerdem war es ganz wichtig, sich um die 
Finanzierung für das Projekt zu kümmern. 
Denn ganz kostenlos ist das eben nicht zu 
bekommen. Auch wenn wir Kooperations-
partner dabei haben, muss man eben auch 
selber in die Pflicht gehen. Und da war es 
wichtig, dass wir den Projektstatus für die 
Förderung auch bekommen haben.“ 

 

„Sie haben erwähnt, dass Sie einen Ge-
sundheitstag durchgeführt haben. Was 
haben Sie damit bezweckt?“ 

„Wir hatten schon ganz viel erfragt und ana-
lysiert und auch schon ein wenig gemacht. 
Als dann auch die Gebäudesanierung vor 
dem Abschluss stand, wollten wir aber auch 
mal durchstarten mit „PerformAktiv“ und den 
Kolleginnen und Kollegen zeigen, welche 
Facetten das Thema Gesundheit und die 
Gesundheitsförderung haben kann. Wir ha-
ben versucht, einen möglichst breiten Strauß 
an Aktivitäten an diesem Tag anzubieten. Es 
ist uns gelungen, 80% der Kolleginnen und 
Kollegen an diesem Tag zu mobilisieren. 
Das besondere an unserem Gesundheitstag 
war, dass er über den ganzen Tag ging und 
die Angebote an zwei Standorten und je-
weils über das ganze Haus verteilt waren. 
Die Kolleginnen und Kollegen waren aus-
drücklich aufgefordert, sich während der Ar-
beitszeit um ihre Gesundheit zu kümmern. 
Wir haben zu 86% der wahrgenommenen 
Angebote ein Feedback der Beschäftigten 
erhalten, das zu 96% positiv gewesen ist.“ 
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„Wenn man Gelder in die Hand nimmt, 
dann erwartet man auch einen Nutzen 
davon. Worin sehen Sie ihn?“ 

„Ich glaube, dass es sich schon bewährt hat, 
das Thema Gesundheit anzugehen. Natür-
lich wollen wir langfristig auch unsere Fehl-
zeitenquote reduzieren, mit der wir über dem 
Durchschnitt in der MiP-Auswertung liegen, 
aber primär wollen wir mit den Beschäftigten 
zusammen deren Gesundheit präventiv be-
wahren oder verbessern. Gleichzeitig wollen 
wir aber auch den Beschäftigten mehr Mög-
lichkeiten geben, sich mit dem Betrieb zu 
identifizieren, wollen zeigen, es geht hier um 
mehr als nur Arbeit. Das hat auch mit Wert-
schätzung zu tun. Das haben wir meiner 
Einschätzung nach auch erreicht. Das zei-
gen z.B. auch die Rückmeldungen zum Ge-
sundheitstag. Im Kollegenkreis wurde be-
merkt, Performa Nord kann mehr sein, als 
nur meine tägliche Arbeit. Aber da wollen wir 
nicht stehen bleiben. Wir arbeiten an einer 
nachhaltigen Konzeption, zu der z.B. die 
Qualifizierung von Ergonomie-Beauftragten, 
die Verbesserung von Rahmenbedingungen 
für individuelle Angebote und von gesund-
heitsgerechteren Arbeitsplatzausstattungen 
gehören. Der Betrieb wird kontinuierlich gu-
cken, wo er noch etwas an den Verhältnis-
sen verbessern und wo können die Kollegin-
nen und Kollegen unterstützt werden, sich 
gesundheitsgerechter zu verhalten.“ 

 

„Was hat sich bewährt? Was eher nicht?“ 

„Bewährt hat sich auf jeden Fall, wie wir es 
angelegt haben. Dazu gehört ein vernünfti-
ger Unterbau, mit Arbeitsschutzausschuss 
und Untergruppe Gesundheitsförderung. Es 
ist wichtig darauf zu achten, dass man es 
nicht einer einzelnen Person „on top“ aufer-
legt, die sich dann darum kümmern soll. Da-

für ist das Themenfeld einfach zu breit. 
Wichtig ist auch, mal jemand Externen drauf 
schauen zu lassen und sich eine vernünftige 
Ausgangsbasis zu holen, auch wenn es 
schwer fällt, sich in einer Mitarbeiterbefra-
gung der Kritik zu stellen. Schwierig war si-
cherlich, parallel einen Prozess der Gebäu-
desanierung zu durchlaufen, der manchmal 
kontraproduktiv zu den Anliegen der Ge-
sundheitsförderung war. Wenn man sich auf 
den Weg macht mit der Gesundheitsförde-
rung, muss man auch im Blick haben, was 
kommt da noch an kontraproduktiven Ein-
flüssen, die den Prozess belasten können.“ 

 

„Gibt es noch etwas was Sie sagen 
möchten, aber nicht gefragt wurden?“ 

„Ungünstig war sicherlich, dass das Ge-
sundheitsmanagement zu einem Zeitpunkt 
auf dem Markt der Möglichkeiten eingefor-
dert wurde, zu dem der Haushalt die Mittel-
verwendung auf die Aufrechterhaltung des 
Dienstbetriebes beschränkte bzw. als man 
gar nicht mehr wusste, wie man Geld in die 
Hand nehmen soll, das man eigentlich gar 
nicht hat. Damit beschäftigten sich vermut-
lich viele Dienststellen. Hier ist es wichtig 
Kooperationspartner zu finden und zu er-
kennen, dass nicht alles, was man tun kann, 
immer auch etwas kosten muss. Das haben 
uns die Gesundheitswerkstätten gezeigt. 
Dass es auch darum geht, wie ich z.B. Lob 
und Anerkennung zu den Beschäftigten rü-
berbringe, dass ich das im Zweifelsfalle nicht 
per Mail mache, sondern dass es wichtig ist, 
viel zu kommunizieren. Das kostet zwar ein 
bisschen wertvolle Zeit, aber kein Geld. 

Wir brauchten sicherlich auch ein bisschen 
Atem dafür, um etwas zu erreichen. Es geht 
nicht alles so schnell wie die Beschäftigten 
und auch ich es gerne möchte. Aber wir ge-
hen `Step by Step´ vor.“ 

 
Claus Suhling 
Freie Hansestadt Bremen 
Performa Nord 
Geschäftsbereich Z - Zentrale Dienste 
Schillerstr. 1, 28195 Bremen 
e-mail: Claus.Suhling@PerformaNord.Bremen.de 

 



1.3.2 Einführung des BGM bei SUBV 

Angeregt durch die Dienstvereinbarung zum 
Gesundheitsmanagement im bremischen öf-
fentlichen Dienst hat SUBV im Januar 2010 
mit einem eigenen betrieblichen Gesund-
heitsmanagement begonnen. Vorangegan-
gen waren gute Erfahrungen in der Koopera-
tion „Gesundheitsreihe“ mit 3 weiteren Be-
hörden und Ämtern im Rahmen des Audit 
„berufundfamilie“, die bereits seit 2008 ge-
meinsam Impuls-Gesundheitsangebote für 
die Beschäftigten (kostenlos und in der Ar-
beitszeit) organisiert und durchführt haben. 

Den Auftakt zur BGM-Einführung bildete ein 
Zielfindungsworkshop, der vom Kompetenz-
zentrum bei der Senatorin für Finanzen mo-
deriert wurde. In der abteilungsübergreifen-
den und mit Gremienvertretern besetzten 
Gruppe wurden erste analytische Annahmen 
getroffen und strategische Richtungen be-
schlossen.  

Inhaltlich und organisatorisch gesteuert wird 
der BGM-Prozess durch das Gesundheits-
managementteam. Es ist mit Vertreter/innen 
von Zentral- und Fachabteilungen, der Per-
sonalvertretungsgremien (PR, FB, SBV) und 
der Koordinatorin für das Projekt Audit beru-
fundfamilie unter der Leitung der Abteilungs-
leitung Zentrales und Ressortplanung be-
setzt. 

Unterstützung findet der BGM-Prozess auch 
durch externe Partner: So wurde mit dem 
„Pflegestützpunkt Bremen“ im November 
2010 eine Kooperationsvereinbarung getrof-
fen, durch die regelmäßig Veranstaltungen 
und Beratungsaktivitäten ins Haus geholt 
werden konnten. Hier geht es a) um vielfälti-
ge Informationen zum Thema Pflegebedürf-
tigkeit (Finanzielles, Rechtliches, Organisa-
torisches), b) um gezielte Einzelfallhilfe im 
Vorfeld und auch in akuten Fällen der Pfle-
gebedürftigkeit in den Familien sowie c) um 
die Betreuung der SUBV-Arbeitsgruppe 
„CARE“ (Kollegen und Kolleginnen mit zu 
pflegenden Angehörigen). Diese Initiativen 
stehen vor dem Hintergrund, dass ungelöste 
Fragen und Lagen zur Pflege von Angehöri-
gen die Arbeitssituation und -fähigkeit von 
Mitarbeitenden stark belasten und ein-
schränken können.  

Im Februar 2011 wurde ein Kooperationsver-
trag mit der Techniker Krankenkasse unter-
zeichnet, die für die Dauer von 15 Monaten 
den BGM-Prozess bei SUBV unterstützend 

begleitet und mit einem 50%-Anteil einen 
Teil der BGM-Maßnahmen co-finanziert (bis 
max. 30.000 €).  

Mit Unterstützung der Krankenkasse soll ab 
Oktober 2011 zunächst in 2 Abteilungen 
(Fachbereich Bau) die Ausgangslage mit Hil-
fe des Impulstests untersucht und Gesund-
heitsfaktoren und Ressourcen erkannt wer-
den. Auf der Grundlage dieser Erkenntnisse 
können dann gemeinsam mit den Mitarbei-
tenden Verbesserungsmaßnahmen entwi-
ckelt und durchgeführt werden. Ziel ist es, 
die Arbeitsbedingungen bei SUBV gesünder 
zu machen. Der Impulstest und die an-
schließenden Gesundheitszirkel werden 
durch eine externe Moderatorin durchge-
führt. 

Im Zentrum der diesjährigen Aktivitäten im 
Gesundheitsmanagement stehen daneben 
konkrete Maßnahmen mit dem Themen-
schwerpunkt Stärkung der Resilienz der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter bei SUBV. Un-
ter Resilienz wird die Widerstandsfähigkeit 
einzelner Menschen oder Gruppen gegen-
über Belastungen und Stress verstanden. Im 
Rahmen einer Veranstaltungsreihe mit dem 
Namen „Pausenzeit“ werden die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter schrittweise für das 
Thema sensibilisiert und erhalten Möglich-
keiten, ihren eigenen Standort zu bestimmen 
und ggf. geeignete Schritte zu gehen, um ih-
re Kompetenzen im Umgang mit alltäglichen 
Frustrationen und Belastungen im Alltag wei-
terzuentwickeln.  

„Pausenzeit“ besteht aus drei aufeinander 
aufbauenden Veranstaltungen, die während 
der Mittagszeit stattfinden. 

In der ersten Veranstaltung, „Pauseninfo“, 
hielt eine Psychologin einen Einführungsvor-
trag zum Thema Resilienz, in dem Zusam-
menhänge zwischen Stress und Leistungs-
fähigkeit erläutert und verschiedene Mög-
lichkeiten mit Stress umzugehen aufgezeigt 
wurden. Unter Anleitung der Psychologin 
konnten auch Entspannungsübungen vor Ort 
ausprobiert werden.  

In einer zweiten Veranstaltung unter dem Ti-
tel „Pausencheck“ wurden Möglichkeiten der 
Selbsteinschätzung an verschiedenen Test-
stationen gegeben, um Mitarbeitende für das 
Thema Stress zu mobilisieren und ihnen 
Gegenmittel an die Hand zu geben. Beim 
ISensor-Test der Techniker Krankenkasse 
konnte die eigene Stressfähigkeit getestet 
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werden. Eine Psychologin stand diesmal für 
Einzelgespräche zur Verfügung. Auch wur-
den Anwendungen und Unterrichtungen in 
Akupressur, Jonglage, Massage gegeben. 
Eine Masseurin, die 1x wöchentlich bei 
SUBV Massage anbietet, hat auch während 
der Pausenzeit ihre Massagebank aufge-
stellt. Eine Heilpraktikerin vermittelte Inte-
ressierten einige Druckpunkte für die Selbst-
anwendung von Akupressur. Das I-
Tüpfelchen bildeten wohl die Bälle, Keulen 
und Tücher des Jongleurs Herrn Arnold. 

Eine dritte „Pausenzeit“ bot einen Vortrag 
zum Thema ergonomischer Bildschirmar-
beitsplatz mit arbeitsmedizinischen Empfeh-
lungen der Fachdienste für Arbeitsschutz. 

Nach der Einführung des Gesundheitsma-
nagements und ersten Erfahrungen mit der 
Veranstaltungsreihe Pausenzeit liegen zwar 
noch keine Auswertungen vor, aber ein Nut-
zen für die Dienststellen ist schon jetzt klar 
zu erkennen. Das Thema Gesundheit wird 
stärker als bisher als Faktor im Rahmen der 
Gestaltung der betrieblichen Abläufe identifi-
ziert, was auch dazu führt, dass die Akzep-
tanz von gesundheitsbezogenen Veranstal-
tungen in der Arbeitszeit sich erhöht hat und 
dass ein wachsendes Interesse an Veran-
staltungen und Angeboten des betrieblichen 
Gesundheitsmanagements zu erkennen ist. 
Das gemeinsame Handeln von Führungs-
kräften, Gremienvertretungen und Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern im Gesundheits-
management sowie die Ausrichtung auf ein 
Nebeneinander von längerfristigen struktu-
rellen Prozessen und vielfältigen attraktiven 
Angeboten haben sich besonders bewährt. 
Perspektivisch erwarten die Akteure deshalb 
durch das Gesundheitsmanagement einen 
Beitrag zur Sicherung und Erhöhung der Mo-
tivation und Produktivität bei SUBV. 

 

Dr. Kirsten Wiese 
Freie Hansestadt Bremen 
Der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr 
Abteilung 1 - Service und Ressortplanung 
Ansgaritorstraße 2, 28195 Bremen 

E-Mail: kirsten.wiese@bau.bremen.de 

 

1.3.3 Stadtamt - Einstieg ins BGM durch 
Gefährdungsbeurteilung  

Vor dem Hintergrund steigender Belastun-
gen und hoher krankheitsbedingter Fehlzei-
ten entschied sich das Stadtamt 2009 zur 
Durchführung einer Gefährdungsbeurteilung. 
Die Situation sollte auf Grundlage eines an-
erkannten Befragungsinstruments analysiert 
werden, um daraus geeignete Verände-
rungsansätze ableiten zu können. Mit Unter-
stützung der Unfallkasse Bremen und unter 
externer Begleitung und Durchführung durch 
den anerkannten Berater und Arbeitsmedizi-
ner Dr. Jürgen Tempel konnte eine Gefähr-
dungsbeurteilung in Form einer Beschäftig-
tenbefragung mit dem Impulstest und dem 
Arbeitsbewältigungsindex (ABI) realisiert 
werden. Auf Basis der Erkenntnisse aus der 
Gefährdungsbeurteilung und den nachfol-
genden Gesundheitswerkstätten konnten 
zahlreiche Veränderungen eingeleitet wer-
den, die sich positiv auf die Arbeitszufrie-
denheit und die Gesundheit der Beschäftig-
ten im Stadtamt ausgewirkt haben.  

Durch die engagierte und kompetente Vor-
gehensweise Dr. Tempels und durch das 
überzeugende Befragungsverfahren wurde 
die Grundlage gelegt, dass die Ergebnisse 
später eine hohe Akzeptanz erzielten und 
die beteiligten Führungskräfte aktiv den wei-
teren Prozess unterstützten. 

Mit den Ergebnissen aus der Gefährdungs-
beurteilung lagen erstmals aus Sicht der Be-
schäftigten selber gesicherte Informationen 
über Belastungsfaktoren und Ressourcen im 
Stadtamt vor. Die Auswertung der Ergebnis-
se machte den Handlungsbedarf sehr deut-
lich, zeigte aber auch Unterschiede zwi-
schen den Sachgebieten und Standorten 
des Stadtamtes auf. Um gezielt Verbesse-
rungen einleiten zu können, sollte zusam-
men mit den Kolleginnen und Kollegen in 
den jeweiligen Bereichen nach Verände-
rungsmöglichkeiten gesucht werden. Dazu 
bot das Kompetenzzentrum Gesundheits-
management bei der SF die Durchführung 
von Gesundheitswerkstätten an. 

Angesichts der Aufgabenfülle und um sich 
mit der Umsetzung nicht zu überfordern, 
wurde entschieden, sich zuerst auf 4 beson-
ders belastete Bereiche zu konzentrieren, in 
denen in den nächsten 6 Monaten jeweils 3 
Gesundheitswerkstätten durchgeführt wur-
den. Für eine vertrauenstiftende Atmosphäre 
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und ein lösungsorientiertes systematisches 
Vorgehen sorgte die externe Moderation. 
Die Führungskräfte wurden vor den 
Workshops über den Ablauf informiert und 
bekamen hinterher die Ergebnisse in geson-
derten Terminen rückgespiegelt. Die 
Workshops selber wurden ohne die Füh-
rungsebene durchgeführt. Hier sollten die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sich frei äu-
ßern können, um ihr Erfahrungswissen aus 
der täglichen Arbeit einbeziehen zu können 
bei der Erarbeitung von konstruktiven und 
gezielten Verbesserungsvorschlägen.  

Als Ergebnis der Gesundheitswerkstätten 
erhielt der im Stadtamt für das Projekt „Ge-
sundheitsförderung“ eingerichtete Len-
kungskreis und die jeweiligen Führungskräf-
te detaillierte und bereichsspezifische 
Rückmeldungen über Belastungssituationen 
und Ressourcen sowie über Veränderungs-
möglichkeiten, die von den Beschäftigten 
gesehen werden. Darin enthalten waren 
auch zahlreiche Hinweise zur Optimierung 
von Arbeitsprozessen. Weil Leitung, Füh-
rungskräfte und Gremien gemeinsam an ei-
nem Strang zogen, konnten auf Grundlage 
dieser Rückmeldungen in den folgenden 
Monaten viele Verbesserungen auf den Weg 
gebracht werden, die für den Erhalt der Ar-
beitsfähigkeit und Gesundheit der Beschäf-
tigten im Stadtamt von Bedeutung sind, z.B.: 

 

Bürger-Servicecenter Mitte 
 Der Einbau einer neuen Klimatechnik 

konnte endlich realisiert werden, was zu 
einer deutlichen Verbesserung der klimati-
schen Bedingungen in den Räumlichkei-
ten geführt hat. 

 Durch die Anmietung zusätzlicher Flächen 
konnte die Wartezone rausgelöst werden 
aus dem Arbeitsbereich, wodurch sich die 
Lärmbelastung deutlich reduziert hat. 

 Durch die räumliche Erweiterung konnten 
Probleme reduziert werden, die sich durch 
Rotation der Arbeitsplätze ergeben. 

 

Ausländerbehörde 
 Zur Unterstützung der Sachbearbei-

ter/innen bei der Verarbeitung der beste-
henden Arbeitsbelastungen wurde ein re-
gelmäßig stattfindendes Supervisionsan-
gebot eingeführt. Für einen Erprobungs-
zeitraum von 12 Monaten wird das gut an-
genommene Angebot durch Fördermittel 

der Senatorin für Finanzen unterstützt. 
Nach einem positiven Feedback wurde 
Einvernehmen über die notwendige Ver-
stetigung des Supervisionsangebotes er-
zielt.  

 Teamschulungen zur Unterstützung der 
Zusammenarbeit wurden durchgeführt. 

 Um sich für typische Konfliktsituationen 
mit Kunden professioneller aufzustellen, 
wurden im AFZ Seminare zum Erlernen 
von Deeskalationsstrategien durchgeführt. 

 Die ungünstige räumliche Situation durch 
die Großraumbüros soll durch Umbau-
maßnahmen gelöst werden. 

 

Kfz-Zulassungsstelle 
 Teamschulungen zur Unterstützung der 

Zusammenarbeit wurden durchgeführt. 
 Regelmäßige Teambesprechungen wur-

den eingeführt zur Verbesserung des In-
formationsflusses. 

 Training-on-the-job. 
 Die Aufbau- und Ablauforganisation wurde 

optimiert. 

 

Die Entwicklung klassischer Gesundheits-
förderungsangebote zu Themen wie Bewe-
gung, Stress oder Ernährung hatte bei den 
Beschäftigten zu diesem Zeitpunkt keine 
Priorität. Als Zukunftsaufgabe für das Ge-
sundheitsmanagement im Stadtamt, haben 
wir es jedoch im Blick.  

Zwei Jahre nach Durchführung der Gefähr-
dungsbeurteilung sind viele Dinge in Gang 
gekommen, die ohne die Beteiligung der Be-
schäftigten und ohne den Einsatz und die 
Unterstützung der Führungskräfte nicht mög-
lich gewesen wären. Auch wenn noch nicht 
alles umgesetzt werden konnte, zeigen uns 
die Rückmeldungen von Kolleginnen und 
Kollegen aber, dass sich die Arbeitszufrie-
denheit  verbessert hat und viel „Richtiges“ 
getan wurde, um Belastungen zu reduzieren 
und die Arbeitsfähigkeit und Gesundheit der 
Beschäftigten zu unterstützen.  

 

Das Stadtamt musste sich neuen und um-
fangreichen Aufgaben und Anforderungen 
stellen. Der Zeitplan, den sich alle Beteilig-
ten für die Umsetzung der Vorhaben gesetzt 
hatten, konnte daher nicht eingehalten wer-
den. Eine notwendige Aufgabe wird es daher 
sein, im anstehenden Neuorganisationspro-
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zess des Stadtamtes, den begonnenen Weg 
im Gesundheitsmanagement weiterzuführen, 
zu integrieren und zu verstetigen. Investitio-
nen in die Gesundheit der Mitarbeiterschaft 
sind Investitionen in die Zukunft.  

 

Martina Tietgens 
Freie Hansestadt Bremen 
Stadtamt 
Personalstelle, 11-2 
Stresemannstr. 48, 28207 Bremen 
martina.tietgens@stadtamt.bremen.de 

 

Dörte Scholz 
Freie Hansestadt Bremen 
Stadtamt 
Personalrat 
Stresemannstr. 48, 28207 Bremen 

doerte.scholz@stadtamt.bremen.de 

 

 

1.3.4 Neustart der Gesundheitsförderung 
in einer Hamburger Behörde 

Dieser Beitrag ist entnommen aus dem Per-
sonalmanagementbericht 2010 der Freien 
und Hansestadt Hamburg und mit freundli-
cher Genehmigung der Behörde für Stadt-
entwicklung und Umwelt (BSU) sowie des 
Personalamtes freigegeben worden.  

Im Herbst 2009 führte die Behörde für 
Stadtentwicklung und Umwelt (BSU) einen 
Workshop durch, um Ideen für einen Neu-
start der betrieblichen Gesundheitsförderung 
zu sammeln. Ziel war, die Führungskräfte für 
dieses Thema zu sensibilisieren und den 
behördeninternen Arbeitskreis Gesundheit 
neu auszurichten bzw. weiterzuentwickeln. 
Darüber hinaus sollten - ausgehend von ei-
ner Betrachtung der Problemfelder in den 
einzelnen Ämtern und Zuständigkeitsberei-
chen - spezielle Unterstützungs-  und Fort-
bildungsbedarfe ermittelt, Lösungsvorschlä-
ge entwickelt und erste Umsetzungen in die 
Wege geleitet werden. Die Teilnehmenden 
sollten als Multiplikatoren Anregungen für 
Veränderungen in ihrem Arbeitsbereich hi-
neintragen.  

Eingeladen wurden Führungskräfte aus allen 
Ämtern der BSU und die Mitglieder des be-
hördeninternen Arbeitskreises Gesundheit. 
Geplant und geleitet wurde der Workshop 

durch eine externe Moderatorin und die für 
Gesundheitsförderung zuständige Mitarbei-
terin. Methodisch gab es unterschiedliche 
Formen der gemeinsamen Arbeit: Vorträge, 
world-café2, Kleingruppenarbeit und ähnli-
ches. 

Die Ergebnisse des Workshops mündeten in 
eine Arbeitsplanung; es wurden neun vor-
rangige Aufgaben definiert:  

1. (Pausen-) Raum für aktive Erholung ges-
talten (spezielle Zielgruppe Männer) 

2. positive Checkliste „Teamkultur“ entwi-
ckeln 

3. System entwickeln zum Management von 
Altersteilzeit / Teilzeit 

4. mehr Zeit und Qualifizierung für Führung 
5. Bestandsaufnahme Führungsanforderun-

gen 
6. Evaluation des betrieblichen Eingliede-

rungsmanagements 
7. Arbeitsgruppe für Führungskräfte zum 

Thema Gesundheitsförderung gründen 
8. Intervisionsgruppen für Führungskräfte 

einrichten 
9. Strukturkonzept Gesundheitsförderung 

entwickeln (Schwerpunkt: Führungskräfte 
und Teams) 

Die Umsetzung der Ergebnisse wird durch 
den Bereich Gesundheitsförderung der Be-
hörde in Zusammenarbeit mit dem Arbeits-
kreis Gesundheit begleitet.  

Um die Führungskräfte thematisch auf den 
Workshop zum Neustart der Gesundheits-
förderung einzustimmen, hielt die Moderato-
rin des Workshops eine Woche zuvor einen 
Vortrag zum Thema gesundheitsgerechte 
Führung. Hier ging es darum, die psychoso-
zialen Faktoren der Gesundheitsförderung, 
aber auch Einflussmöglichkeiten im Hinblick 
auf die eigene Gesundheit und die der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter kennenzuler-
nen und zu diskutieren. Insgesamt haben 20 
Führungskräfte und Mitglieder des Arbeits-
kreises teilgenommen. Bereits Anfang des 
Berichtsjahres konnten die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der BSU drei Tage lang von 
verschiedenen Angeboten der Gesundheits-
förderung profitieren. Informationsangebote, 
Tests und Kurse zum Mitmachen sollten alle 
                                                 
2 Die world-café-Methode zielt darauf ab, Workshop-
Teilnehmende in einer Kaffeehaus-Atmosphäre in 
wechselnden Gruppen miteinander ins Gespräch zu 
bringen, um anhand von vorgegebenen Fragen, die für 
die Teilnehmenden wesentlichen Themen und das 
gemeinsame Wissen darüber zu identifizieren. 
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Beschäftigten für die eigene Gesunderhal-
tung sensibilisieren und aktivieren. Des Wei-
teren sollten Ideen und Wünsche zum The-
ma betriebliche Gesundheitsförderung und 
insbesondere zu den gesundheitsförderli-
chen Kursangeboten in der BSU gesammelt 
werden. Die Beschäftigten waren auch ge-
fordert, Ideen und Verbesserungsvorschläge 
für die Optimierung der Gesundheitstage zu 
äußern. Hierzu gab es im Seminarbereich 
des Behördengebäudes ein vielfältiges An-
gebot an Ständen, Bewegungskursen, Vor-
trägen, medizinischen Tests und Beratun-
gen, das von insgesamt rund 300 Beschäfti-
gen genutzt wurde. Zur Früherkennung von 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen untersuchte 
die zuständige Betriebsärztin an diesen Ta-
gen bei etwa 90 Personen den Blutdruck 
sowie Cholesterin- und Blutzuckerwerte. An 
den Stresstests und Beratungen nahmen 76 
Beschäftigte teil, in den Genuss einer Mas-

sage kamen 38 Personen. Infolge dieser Ak-
tionstage bot der Bereich Gesundheitsförde-
rung beispielsweise zwei Ergonomiekurse im 
Frühsommer an und organisierte in der zwei-
ten Jahreshälfte - neben den bewährten 
Kursen zur Bewegung und Entspannung - 
ein Seminar zu gesunder Ernährung. 

 

Angela Bacchi 
Freie und Hansestadt Hamburg 
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt 
- Zentralverwaltung -  
Personalentwicklung, -planung u. -controlling 
Gesundheitsförderung 
Stadthausbrücke 8, 20355 Hamburg 
Tel. (40) 42840-3479 

Angela.bacchi@bsu.hamburg.de 

 

 



 

2 Zentrale Maßnahmen zur Entwicklung 
des betrieblichen Gesundheitsmana-
gements 

Mit der Dienstvereinbarung Gesundheitsma-
nagement wurden eine Reihe zentraler 
Maßnahmen vereinbart, um die dienststel-
leninterne Umsetzung des Gesundheitsma-
nagements zu unterstützen. Dazu gehört die 
Einrichtung einer ressortübergreifenden Pro-
jektgruppe, um den Auf- und Ausbau eines 
dauerhaften Systems zum Gesundheitsma-
nagement im bremischen öffentlichen Dienst 
zu begleiten. Des Weiteren wurde verein-
bart, ein Kompetenzzentrum als zentralen 
Serviceleister für das Gesundheitsmanage-
ment einzurichten, zur Qualifizierung im Ge-
sundheitsmanagement ein entsprechendes 
Fortbildungskonzept im Rahmen des zentra-
len Fortbildungsprogramms zu entwickeln 
und zentrale Mittel im Rahmen eines An-
trags- und Auswahlverfahrens zur Förderung 
von Projekten zur Verfügung zu stellen. 

Über die Umsetzung wird im Folgenden be-
richtet. 

 

2.1 Arbeit des Kompetenzzentrums 

Das Kompetenzzentrum Gesundheitsmana-
gement ist im November 2009 bei der Sena-
torin für Finanzen eingerichtet worden. Seine 
Hauptaufgabe besteht in der Beratung und 
Unterstützung der Dienststellen bei der Um-
setzung der DV.  

Seit Aufnahme der Tätigkeit standen dabei 
vor allem folgende Themen im Zentrum der 
Beratungs- und Unterstützungsleistungen: 

 Dienststellenspezifische Zusammenset-
zung und Organisation des Steuerungs-
gremiums. 

 Information und Beratung des Gremiums 
bzw. der zentralen Akteurinnen und Akteu-
re über erste praktische Schritte im Ge-
sundheitsmanagement. 

 Handlungsschritte und Erfahrungen ande-
rer Dienststellen. 

 Eignung und Nutzung von Instrumenten 
wie Beschäftigtenbefragungen oder Ge-
sundheitswerkstätten. 

 Möglichkeiten und Nutzen der Zusam-
menarbeit mit externen Unterstützern wie 
Krankenkassen und Unfallkasse. 

 Einsatz, Auswahl und Organisation von 
Präventionsangeboten in der Dienststelle. 

 Vermittlung von Anbietern von Präventi-
onsangeboten. 

 Information zu Firmenfitness-Anbietern. 
 Durchführung einer Bestandsaufnahme in 

der Dienststelle. 
 Umgang mit Daten und Interpretation. 
 Unterstützung bei der Antragstellung im 

Rahmen der Projektförderung. 
 Netzwerkbildung. 

 

Als zentraler Serviceleister des Gesund-
heitsmanagements hat das Kompetenzzent-
rum folgende Unterstützungsleistungen für 
Dienststellen erbracht: 

 

 

Unterstützungsleistungen des Kompetenzzentrums für Dienststellen u. Betriebe / 2010-2011 

22 Informationsveranstaltungen für Leitungskräfte in Dienststellen 

33 Analyseworkshops in Dienststellen (Gesundheitswerkstatt, Arbeitssituationsanalyse) 

2  Zielfindungsworkshops in Dienststellen 

4 Workshops mit Führungskräften in Dienststellen 

8  Beteiligungen in Sitzungen der AG Gesundheitsmanagement in Dienststellen 

4  Impulsreferate in Dienststellen 

diverse Telefonische Auskünfte und Beratungen, Kontaktvermittlungen für Dienststellen 
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Darüber hinaus ist das Kompetenzzentrum 
zentral in koordinierender und konzeptionel-
ler Funktion an der Ausgestaltung des Ge-
sundheitsmanagements beteiligt: 

 Eine umfassende Handlungshilfe wurde 
erstellt. Sie vermittelt die Standards und 
Verfahrensschritte im betrieblichen Ge-
sundheitsmanagement und enthält viele 
praktische Hinweise und Tipps.  

 Die ressortübergreifende Projektgruppe 
wird geschäftsführend vorbereitet und ko-
ordiniert. 

 Das Gesundheitsmanagement wurde auf 
zentralen Veranstaltungen wie der Re-
formmanufaktur der Senatorin für Finan-
zen und der Beschäftigtenmesse „Meilen-
steine 2011“ in Form von Vorträgen, 
Workshops und Mitmachaktionen vorge-
stellt. 

 Eine zentrale Gesundheitsberichterstat-
tung wurde aufgebaut, durch die das be-
triebliche Gesundheitsmanagement auf 
eine verbesserte Informations- und Daten-
lage gestellt wird. 

 Es wird an der Entwicklung eines zentra-
len Angebots für Beschäftigtenbefragun-
gen im betrieblichen Gesundheitsmana-
gement gearbeitet. 

 Es wurde ein Logo für das betriebliche 
Gesundheitsmanagement erarbeitet. 

 Die Anträge und Bewilligungen zur Förde-
rungen von Projekten im Rahmen der DV 
Gesundheitsmanagement wurden bear-
beitet. 

 

2.2 Fortbildungsangebote zur Qualifizie-
rung für das Gesundheitsmanage-
ment 

Im Rahmen des ressortübergreifenden Fort-
bildungsprogramms der Senatorin für Finan-
zen wurde der Themenbereich „Gesundheit 
managen“ neu aufgenommen. Es wurden 
sechs neue Angebote zur Qualifizierung im 
Gesundheitsmanagement durchgeführt, um 
Grundlagen, Strategien und Instrumente des 
BGM zu vermitteln: 

 Betriebliches Gesundheitsmanagement - 
Chancen, Risiken, Nebenwirkungen 

 Planungs- und Projektmethoden im Ge-
sundheitsmanagement 

 Nützliche Instrumente im Betrieblichen 
Gesundheitsmanagement 

 Gesundheitsberichterstattung - wie 
geht das? 

 Werkstatt: Information und Marketing 
im Betrieblichen Gesundheitsmana-
gement 

 

Zur Vernetzung der Akteure aus den Dienst-
stellen und zur Förderung des dienststellen-
übergreifenden Erfahrungsaustausches wird 
ein fortlaufendes Angebot durchgeführt: 

 Netzwerk Betriebliches Gesundheits-
management im bremischen öffentli-
chen Dienst 

Insgesamt haben 21 Dienststellen die Fort-
bildungsangebote im Themenbereich „Ge-
sundheit managen“ genutzt. 
 

2.3 Fortbildungsangebote Gesundheit 
und Arbeitsschutz 

Im Rahmen des zentralen Fortbildungspro-
gramms der Senatorin für Finanzen wird ein 
umfangreiches Angebot zu Gesundheit und 
Arbeitsschutz vorgehalten.  

 

Themenbereich „Gesundheit stärken“ 

Hier werden praxisorientierte Veranstaltun-
gen angeboten, wie z.B. zum Umgang mit 
Stressbelastungen, zur Verbesserung der 
Work-Life-Balance, zur Ernährung im Be-
rufsalltag oder Raucherentwöhnung, wie 
auch zur Verbesserung der Fitness oder zur 
Rückengesundheit. Sämtliche Angebote 
stehen allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
offen. Sie bieten vielfältige Möglichkeiten, 
einen individuell eigenen Zugang zur Ge-
sundheitsförderung zu entdecken und neue 
Handlungsmöglichkeiten zur Förderung der 
Gesundheit kennen zu lernen.  

Am stärksten werden derzeit Seminare, die 
sich mit den Themen Burnout, Stress und 
Arbeitszufriedenheit beschäftigen sowie das 
Seminar „Den Rücken stärken“ nachgefragt. 
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Themenbereich „Gesund führen“ 

Hier werden Führungskräfte als Schlüsselak-
teure in Sachen Fehlzeitenreduzierung und 
Gesundheitsorientierung ihrer Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter angesprochen. Die Fort-
bildungen ermöglichen Führungskräften sich 
sowohl mit eigenen Belastungen als auch 
mit den verschiedenen Aspekten gesund-
heitsbezogener Mitarbeiterführung ausei-
nanderzusetzen. 
 

Themenbereich „Arbeits- und Gesund-
heitsschutz“ 

Er beinhaltet Fortbildungen für Führungs-
kräfte und für besondere Beschäftigtengrup-
pen zur Umsetzung der gesetzlichen Anfor-
derungen aus dem Arbeitsschutzgesetz.  

 

Themenbereich „Betriebliche Suchtprä-
vention“ 

Hier erlernen Führungskräfte einen konstruk-
tiven Umgang mit Suchtmittelproblemen am 
Arbeitsplatz und betriebliche Suchtkranken-
helfer werden qualifiziert und in ihrer Tätig-
keit unterstützt. 
 

2.4 Arbeit der ressortübergreifenden 
Projektgruppe 

Die ressortübergreifende Projektgruppe be-
gleitet den Auf- und Ausbau eines dauerhaf-
ten Systems zum betrieblichen Gesund-
heitsmanagement im bremischen öffentli-
chen Dienst. Der Projektgruppe gehören 
Vertreterinnen und Vertreter der Ressorts 
sowie der Interessenvertretungen an:

Je 1 Vertreterin bzw. Vertreter von 

 Senator für Bildung, Wissenschaft und 
Gesundheit 

 Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend 
und Frauen 

 Senator für Inneres und Sport 
 2 Vertreterinnen des Gesamtpersonalrats 
 1 Vertreter der Gesamtschwerbehinder-

tenvertretung 
 1 Vertreterin der Zentralstelle für die 

Gleichstellung der Frau 
 1 Vertreter der Fachdienste für Arbeits-

schutz 
 Senatorin für Finanzen (geschäftsführend) 
 

 

Die ressortübergreifende Projektgruppe tagt 
ca. 4 Mal im Jahr. Seit Aufnahme der Arbeit 
haben insgesamt fünf Sitzungen stattgefun-
den. Behandelt wurden dabei folgende 
Themen: 

 Geschäftsordnung 
 Abstimmung der Richtlinien für die Pro-

jektförderung gemäß DV sowie Entschei-
dung über Anträge aus den Dienststellen 

 Vorbereitung der Abfrage zum Entwick-
lungsstand des Gesundheitsmanage-
ments in Dienststellen und Betrieben 

 Entwicklung eines Angebots für Dienst-
stellen, die eine Beschäftigtenbefragung 
im Gesundheitsmanagement durchführen 
wollen 

 Entwicklung eines Namens und Slogans 
zum Marketing des Gesundheitsmanage-
ments 
 

 

 

Alle Fortbildungsangebote im Themenbereich Gesundheit und Arbeitsschutz  -  2010/2011 

Themenbereich Anzahl Fortbildungs-
Angebote 

Anzahl BewerberInnen Anzahl Teilnehmer-
Innen 

Gesundheit managen 6 77 77 

Gesundheit stärken 21 534 285 

Gesund führen - spezielle 
Führungsthemen 

6 89 74 

Arbeits- und Gesundheits-
schutz 

5 86 68 

Betriebliche Suchtprävention 5 70 58 

Gesamt 37 779 485 
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2.5 Finanzielle Förderung im Rahmen 
der DV Gesundheitsmanagement 

Die Senatorin für Finanzen wirbt nach Ziffer 
6 der DV Gesundheitsmanagement im 
Rahmen der Haushaltsaufstellungen Mittel 
für die Gesundheitsförderung ein. Aus die-
sen Mitteln werden das Kompetenzzentrum 
und Fortbildungsangebote im Gesundheits-
management finanziert sowie Mittel zur För-
derung von Projekten im Rahmen eines An-
trags- und Auswahlverfahrens zur Verfügung 
gestellt.  

Die Förderung orientiert sich an den Zielset-
zungen der DV sowie an den Förderichtli-
nien wie sie im Kapitel 7 der Handlungshilfe 
formuliert wurden. Grundzüge des Förder-
gedankens sind demnach der Vorrang von 
langfristigen Vorhaben vor Einzelmaßnah-
men, die Orientierung an einer Bestandsauf-
nahme und einem daraus abgeleiteten plan-
vollen Vorgehen, die Beteiligung der Be-
schäftigten und klare Verantwortlichkeiten in 
den beantragenden Dienststellen.  

Die finanzielle Förderung kann in verschie-
denen Phasen des BGM und zu unter-
schiedlichen Zwecken in den Dienststellen 
und Betrieben genutzt werden: 

 zur Unterstützung beim Aufbau von Struk-
turen und Projekten 

 für die Durchführung von Schulungen, 
Gesundheitszirkeln und Befragungen  

 Maßnahmen mit besonderem Fokus auf 
Führungskräfte 

 

Auch Maßnahmen der verhaltensbezogenen 
Gesundheitsförderung können im Einzelfall 
gefördert werden, wenn sie erkennbar in ei-
ne längerfristige Planungsstrategie einge-
bunden sind. Eine Förderung von Projekten 
in Sonderhaushalten, Stiftungen und Eigen-
betrieben ist nur dann möglich, wenn die 
Vorhaben Modellcharakter haben und ein 
Nutzen für die Kernverwaltung erkennbar ist.  

Im Berichtszeitraum wurden Projektanträge 
mit z.B. folgenden Themen gefördert: 

 Supervision für Sachbearbeiterinnen und 
Sachbearbeiter in einer Behörde mit be-
sonders belastenden Publikumskontak-
ten 

 Workshopreihe gesundheitsförderndes 
Führungshandeln 

 Durchführung von Gesundheitszirkeln 

 Veranstaltungsreihe zur Stärkung der 
Resilienz der Beschäftigten 

 
 

Praxishinweis 
 
- Auch im kommenden Jahr besteht noch die 

Möglichkeit im Rahmen der DV Gesundheits-
management Fördermittel in Anspruch zu 
nehmen.  

- Antragsunterlagen und Beratung zu den För-
derbedingungen sind über das Kompetenz-
zentrum bei der Senatorin für Finanzen zu er-
halten. 

 

 

2.6 Planungsschwerpunkte für den 
kommenden Berichtszeitraum 

In Abstimmung mit der ressortübergreifen-
den Projektgruppe arbeitet das Kompetenz-
zentrum Gesundheitsmanagement vorwie-
gend an folgenden Schwerpunkten: 

 

Zentrales Befragungsangebot 

Dienststellen, die im Rahmen ihres Gesund-
heitsmanagements Beschäftigtenbefragun-
gen durchführen wollen, sollen zukünftig auf 
ein zentrales Angebot zurückgreifen können. 
Das Angebot soll sowohl die Bereitstellung 
eines qualitätsgesicherten Fragebogens 
beinhalten, der sich an den Zielen im bremi-
schen öffentlichen Dienst ausrichtet, als 
auch einen Beratungs- und Unterstützungs-
service einschließen, der die Planung, 
Durchführung und Auswertung der Befra-
gung umfasst. Durch das zentrale Angebot 
soll erreicht werden, dass Befragungen im 
Gesundheitsmanagement in guter Qualität 
durchgeführt, die Vergleichbarkeit von Er-
gebnissen im bremischen öffentlichen Dienst 
hergestellt, sowie der Kostenrahmen für die 
Durchführung von Befragungen deutlich ge-
senkt werden kann.  

 

Öffentlichkeitsarbeit im betrieblichen Ge-
sundheitsmanagement 

Durch die Entwicklung eines gemeinsamen 
Erscheinungsbildes (Name, Schriftzug, Slo-
gan) soll das betriebliche Gesundheitsma-
nagement im bremischen öffentlichen Dienst 
ein „Gesicht“ erhalten. Ein Slogan soll die 
Kernbotschaft und das Ziel des Gesund-
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heitsmanagements kurz und verständlich 
transportieren. Das Erscheinungsbild soll al-
len Dienststellen und Betrieben im Rahmen 
ihrer eigenen Aktivitäten im Gesundheitsma-
nagement zur freien Verfügung gestellt wer-
den. Durch die Nutzung eines gleichen Er-
scheinungsbildes soll die Wahrnehmung der 
verschiedenen Aktivitäten der unterschiedli-
chen Akteure im Gesundheitsmanagement 
verstärkt und die Gemeinsamkeit des Vor-
gehens und des Ziels herausgestellt werden. 
Perspektivisch soll das MiP als zentrale 
Plattform für Informationen aus dem betrieb-
lichen Gesundheitsmanagement genutzt 
werden.  

 

Vortragsreihe Gesundheit 

Für einen Erprobungszeitraum von 1 Jahr 
wird zentral eine Vortragsreihe für Beschäf-
tigte organisiert. Sie soll unterschiedliche 
Präventionsthemen in kurzer und prägnanter 
Form aufgreifen, um Mut und Lust für per-
sönliche Weichenstellungen zu einem ge-
sunden Lebensstil zu vermitteln. Die Vor-
tragsreihe gibt vor allem kleineren Dienst-
stellen die Möglichkeit ihren Beschäftigten 
konkrete Präventionsangebote im Gesund-
heitsmanagement zu unterbreiten. Die Vor-
tragsveranstaltungen werden zentral durch 
die Senatorin für Finanzen angeboten, aber 
sollen vorwiegend dezentral in den Dienst-
stellen beworben werden.  

 

Themenschwerpunkt im Gesundheitsma-
nagement 

Im Zeitraum 2012/2013 ist geplant einen the-
matischen Schwerpunkt festzulegen, zu dem 
ein breiteres Spektrum von Präventionsan-
geboten, Vorträgen und Informationen ent-
wickelt wird. Mit dem Themenschwerpunkt 
soll ein aktuelles Thema der betrieblichen 
Gesundheitsförderung aufgenommen und in 
Bewegung gebracht werden. Gemeinsam 
mit unterschiedlichen Fachleuten aus dem 
bremischen öffentlichen Dienst und mit inte-
ressierten Dienststellen sollen attraktive und 
interessante Präventionsangebote zu die-
sem Thema entstehen. 

Beratung/Begleitung von Dienststellen  

Eine zentrale Aufgabe des Kompetenzzen-
trums bleibt weiterhin die Unterstützung der 
Dienststellen und Betriebe bei der Umset-
zung der DV Gesundheitsmanagement. 

 

Überprüfung und Prozessoptimierung 
des Betrieblichen Eingliederungsmana-
gements (BEM) 

Aufgrund von Hinweisen aus der Praxis und 
in Anbetracht der hohen Bedeutung von 
Langzeiterkrankungen für die Fehlzeiten-
entwicklung ist eine Überprüfung des BEM-
Verfahrens notwendig. Eine Evaluation er-
folgte im Jahr 2008. In der erneuten Über-
prüfung sollen sowohl Umsetzungsgrad und 
Erfahrungen der Prozessbeteiligten, als 
auch Wirkungen des BEM untersucht wer-
den. 



 

3 Ressortübergreifende Arbeits- und Ge-
sundheitsschutzmaßnahmen 

Unterschiedliche Akteure sind ressortüber-
greifend im Arbeits- und Gesundheitsschutz 
aktiv. Sie leisten gesetzlich vorgegebene 
Aufgaben des Arbeitsschutzes und der Ar-
beitsmedizin oder führen eine Reihe von 
freiwilligen Leistungen des Arbeitgebers 
durch.  

Das Betriebliche Gesundheitsmanagement 
bildet den Rahmen zur Integration dieser 
verschiedenen Ansätze sowie zur Vernet-
zung und Zusammenarbeit der Akteure.  

Die folgenden Abschnitte 3.1 bis 3.4 zeigen 
mit welchen Leistungen die Akteure ressort-
übergreifend dazu beitragen, dass die Ge-
sundheit und Arbeitsfähigkeit der Beschäftig-
ten im bremischen öffentlichen Dienst ge-
schützt und gefördert wird. Die Darstellun-
gen haben nicht den Anspruch das zum Teil 
vorhandene eigenständige Berichtswesen 
dieser Einrichtungen zu ersetzen, sondern 
sollen das Verständnis für den Beitrag der 
Einrichtungen und Akteure im betrieblichen 
Gesundheitsmanagement verbessern. 

Verantwortlich für Inhalt und Text der fol-
genden Beiträge sind die genannten Verfas-
ser. 

 

3.1 Leistungen des Arbeitsmedizini-
schen Dienstes am Beispiel Immobi-
lien Bremen  

Der Arbeitsmedizinische Dienst (AMD) ist 
Bestandteil der Fachdienste für Arbeits-
schutz der Freien Hansestadt Bremen. Er ist 
Partner der Dienststellen für Sicherheit und 
Gesundheit am Arbeitsplatz.  

Leistungen des AMD sind: 

 Arbeitsmedizinische Betreuung 
 Durchführung sämtlicher arbeitsmedizini-

scher Vorsorgeuntersuchungen 
 Beratung bei Prävention und Rehabilitati-

on 
 Unterstützung bei der Organisation der 

Ersten Hilfe 

 

Im folgenden Beitrag werden Beratungsleis-
tungen des AMD anhand der Begleitung ei-
ner konkreten Dienststelle aufgezeigt. 

 

Gesundheitssituation der Reinigungs-
kräfte bei der Immobilien Bremen AöR 

Die Immobilien Bremen AöR beschäftigt ca. 
500 Raumpflegekräfte. Raumpflegekräfte 
sind eine der Berufsgruppen, die bundesweit 
durch überdurchschnittlich hohe krankheits-
bedingte Fehlzeitenquoten auffallen. Bei der 
Immobilien Bremen AöR liegt die Fehlzei-
tenquote der Raumpflegerinnen bei 12% 
(Zeitraum Juni 2010 bis Juni 2011). Dieser 
Krankenstand hat vielfältige Ursachen. Im 
Vordergrund stehen neben der Beanspru-
chung durch die körperliche Arbeit sicherlich 
die Altersstruktur und die sozialen Lebens-
verhältnisse der Beschäftigten. Die Alters-
struktur des Reinigungspersonals (mehr als 
die Hälfte ist über 55 Jahre alt ), führt im be-
ruflichen Alltag dazu, dass gesundheitliche 
Einschränkungen, die im höheren Lebensal-
ter besonders bei körperlicher Arbeit zum 
Tragen kommen, nicht von jüngeren Kräften, 
die „mal eben“ aushelfen, aufgefangen wer-
den können. Ferner kann davon ausgegan-
gen werden, dass ein Teil der Reinigungs-
kräfte durch ungünstigere Lebensverhältnis-
se geprägt ist, die eine Reihe von gesund-
heitlichen Problemen wie z.B. Bluthoch-
druck, Diabetes oder Übergewicht begünsti-
gen. Auch stellen wir häufiger fest, dass bei 
dieser Beschäftigtengruppe vergleichsweise 
wenig Kenntnisse und Verständnis für ge-
sundheitliche Zusammenhänge vorhanden 
ist, was zur Folge hat, dass wenig bis keine 
sportlichen oder gesundheitsförderlichen Ak-
tivitäten ausgeübt werden. 

 

Folgen für Immobilien Bremen und die 
betroffenen Reinigungskräfte 

Neben den betriebswirtschaftlichen Proble-
men des hohen Krankenstandes für die Im-
mobilien Bremen sind die individuellen ge-
sundheitlichen und sozialen Folgen für die 
betroffenen Frauen (und Männer) gravie-
rend: Wenn die Raumpflegetätigkeit aus ge-
sundheitlichen Gründen nicht mehr möglich 
ist, gibt es meist wegen fehlender anderwei-
tiger Qualifikation gerade für die älteren 
Raumpflegekräfte keine alternativen Be-
schäftigungsmöglichkeiten - weder im öffent-
lichen Dienst noch auf dem allgemeinen Ar-
beitsmarkt. Dadurch ergeben sich für die Be-
troffenen zusätzliche negative soziale und 
dann im Weiteren meist auch negative ge-
sundheitliche Folgen. 
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Hier wird der AMD tätig 

In Zusammenarbeit mit der Personalabtei-
lung wird allen Beschäftigten im Reinigungs-
dienst eine intensive betriebsärztliche Be-
gleitung angeboten. Diese beinhaltet eine 
ausführliche arbeitsmedizinische Untersu-
chung sowie eine umfassende Beratung zu 
ergonomisch korrekter Arbeitsweise sowie 
zu gesundheitsförderlichem Verhalten. 

Bei Bedarf werden Immobilien Bremen ge-
genüber Empfehlungen für die Anpassung 
des Arbeitsplatzes an die individuellen ge-
sundheitlichen Bedingungen ausgespro-
chen, um den Einsatz den körperlichen Fä-
higkeiten entsprechend zu optimieren und 
die Belastung für die Beschäftigten zu ver-
ringern.  

Immobilien Bremen wird bei der Einführung 
neuer Arbeitsmittel durch eine entsprechen-
de Beratung zu ergonomischen Fragen be-
triebsärztlich unterstützt. Ziel ist es dabei, 
die körperliche Belastung für die Reini-
gungskräfte so gering wie möglich zu gestal-
ten. In enger Kooperation zwischen Be-
triebsarzt und Vorgesetzten werden die Rei-
nigungsreviere - falls erforderlich - den ge-
sundheitlichen Einschränkungen der Raum-
pflegekräfte angepasst.  

 

Warum ist dieses Projekt sinnvoll und als 
„best practice“ für andere Bereiche des 
bremischen öffentlichen Dienstes von In-
teresse? 

 

Durch die Beratungsleistung des Betriebs-
arztes kann in den meisten Fällen erreicht 
werden, dass die Reinigungskräfte - unter 
angepassten Arbeitsbedingungen - weiter 
beschäftigt werden. Der Nutzen ist somit für 
die betroffenen Frauen (und Männer) selbst 
unmittelbar gegeben: Eine Weiterbeschäfti-
gung oder auch schon allein die Reduzie-
rung der Bezugsdauer des Krankengeldes 
gibt soziale Sicherheit und beseitigt die 
Ängste vor dem häufig befürchteten sozialen 
Abstieg. Allein durch den Wegfall dieser 
Ängste werden oft schon eine Stabilisierung 
der Gesundheit und eine Verbesserung der 
Arbeitsleistung erreicht. Des weiteren führt 

die Beratung zu gesundheitsgerechtem Ver-
halten - zusammen mit den anderen darge-
stellten Maßnahmen - in Abhängigkeit von 
den Umsetzungsmöglichkeiten der jeweili-
gen Beschäftigten zu einer Verbesserung 
der Gesundheit oder hilft, die Folgen der oft 
vielfältigen Erkrankungen abzumildern. 

Durch dieses Projekt des AMD ist zu erwar-
ten, dass langfristig eine Verringerung des 
Krankenstandes erreicht werden kann. Kurz-
fristig werden erfahrungsgemäß kaum Aus-
wirkungen auf den Krankenstand feststellbar 
sein, da ein Teil dieser Maßnahmen erst 
langfristig einen Effekt aufweisen können 
und sich gleichzeitig vorübergehend die Al-
tersstruktur der Raumpflegekräfte weiter 
verschlechtern wird. Es ist aber davon aus-
zugehen, dass der Krankenstand ohne diese 
Beratungsleistungen des AMDs höher liegen 
würde. 

 

Dr. Menno Visser 
Arbeitsmedizinischer Dienst  
Fachdienste für Arbeitsschutz 
der Freien Hansestadt Bremen 
Bahnhofstraße 35 
28195 Bremen 
Tel. 0421/361-103 03 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

3.2 Betriebliche Suchtprävention und 
Suchtkrankenhilfe 

Nicht allein der Alkoholkonsum, sondern 
Suchtmittel unterschiedlichster Art und sich 
daraus entwickelnde Auffälligkeiten und Stö-
rungen bis hin zur Abhängigkeit nehmen am 
Arbeitsplatz nach wie vor einen wichtigen 
Platz ein. Der schnelle Griff zur Tablette ist 
für viele Menschen am Arbeitsplatz zu einer 
gedankenlosen Selbstverständlichkeit ge-
worden. Sogenannte „nichtstoffgebundene 
Abhängigkeiten“ wie Spielsucht, Essproble-
me etc. finden sich im betrieblichen Alltag. 

 

Sucht ist eine Krankheit 

Sucht bedarf der Behandlung. Wer abhän-
gigkeitskrank oder –gefährdet ist, der verän-
dert sich, dessen Leistungsfähigkeit ist in 
zunehmendem Maße eingeschränkt. Solche 
Beschäftigten fehlen deutlich häufiger als 
andere, sie arbeiten anders und auffälliger 
als Kolleginnen und Kollegen und belasten 
zunehmend den gesamten betrieblichen Ab-
lauf und das Betriebsklima.  

 

Suchtprobleme am Arbeitsplatz zwingen 
zum Handeln.  

Deshalb gibt es seit 1989 die „Dienstverein-
barung über den Umgang mit Suchtkranken 
oder Suchtgefährdeten sowie gegen den 
Missbrauch von Alkohol und anderen ab-
hängig machenden Drogen durch Angehöri-
ge der bremischen Verwaltung (DV Sucht-
krankenhilfe)". Das Land und die Stadtge-
meinde Bremen kommen damit der Fürsor-
gepflicht als Arbeitgeber nach. Die DV ist ei-
ne Säule im Rahmen des präventiven Ar-
beits- und Gesundheitsschutzes und unter-
stützt offenes, sachgerechtes und konse-
quentes Handeln im Umgang mit Suchtprob-
lemen am Arbeitsplatz. Die betrieblichen Hil-
fen stehen unter dem Motto: HELFEN VOR 
KÜNDIGEN!  

 

Geregeltes Vorgehen bei Suchtproble-
men am Arbeitsplatz 

Im Rahmen der Regelungen der Dienstver-
einbarung ist das Angebot der betrieblichen 
Suchtkrankenhilfe (BSKH) ein unverzichtba-
rer Bestandteil. Sie ist nicht als der alleinige 

Lösungsweg betrieblicher Suchtprobleme 
anzusehen, sondern ist ein niedrigschwelli-
ges betriebliches Hilfsangebot in einem diffe-
renzierten Präventionsprogramm, in dem 
klar geregelt ist, wer wann was zu tun hat, 
wenn es zu Auffälligkeiten am Arbeitsplatz 
kommt.  

 

Kollegen/innen der BSKH sind Anlaufstel-
len und garantieren vertrauliche Beratung  

In Dienststellen und Betrieben engagiert sich 
eine Vielzahl von Kollegen/-innen vorwie-
gend im Rahmen eines Nebenamts und teil-
weise auf dem Hintergrund einer selbst er-
lebten Abhängigkeit in der betrieblichen 
Suchtkrankenhilfe. Die BSKH ist vor Ort un-
mittelbar Ansprechpartner für Kolleginnen 
und Kollegen sowie für Vorgesetzte. Sie sind 
eine unabhängige Anlaufstelle und garantie-
ren die vertrauliche Behandlung aller Ge-
spräche. Sie leisten u.a. Unterstützung bei 
der Vermittlung weiterführender therapeuti-
scher Behandlung und externer Beratungs-
angebote. Sie unterstützen Kollegen/-innen, 
Ihren persönlichen Weg aus einer schwieri-
gen Situation zu finden, und bieten Beratung 
für alle Beteiligten, um einen Prozess der 
Auseinandersetzung und Veränderung in 
Gang zu setzen. 

 

Ausbildungslehrgang in 2011  

Betriebliche Suchtkrankenhelfer/-innen sind 
in vielen, aber längst nicht allen Dienststel-
len vertreten, und die Akzeptanz und Unter-
stützung ist in den Dienststellen sehr unter-
schiedlich gegeben. Um so mehr ist es zu 
begrüßen, dass im Jahr 2011 eine Gruppe 
von mehr als 10 neuen Suchtkrankenhel-
fern/-innen an einem eigens hierfür konzi-
pierten internen Ausbildungslehrgang teilge-
nommen hat, um sich dieser Aufgabe anzu-
nehmen. 

 

Dienstvereinbarung wird aktualisiert 

Die betriebliche Suchtkrankenhilfe im bremi-
schen öffentlichen Dienst kann mittlerweile 
auf eine lange Tradition zurückblicken. Da-
bei war und ist sie einer Reihe von Verände-
rungen unterworfen. Um den fachlichen und 
rechtlichen Entwicklungen Rechnung zu tra-
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gen, wurde die Überarbeitung der DV in 
2010 begonnen, die Anpassung und Aktuali-
sierung ist fast abgeschlossen.  

Suchtprobleme sind vielschichtiger gewor-
den. Zunehmend sind die kollegialen Bera-
ter/-innen der BSKH darüber hinaus mit Be-
ratungsanliegen konfrontiert, wo es um psy-
chische Erkrankungen, burn out oder familiä-
re Krisensituationen geht. Hier stößt die 
BSKH in ihrer bisherigen Ausrichtung und 
Qualifikation an ihre Grenzen. Weitergehen-
de innerbetriebliche Beratungsangebote wä-
ren hier angezeigt.  

 

Kontakt:  
Betriebliche Suchtkrankenhilfe in den 
Dienststellen.  

Oder: Koordination Betriebliche Suchtkran-
kenhilfe bei der Senatorin für Finanzen, Re-
ferat 33, Susanne Pape, Tel. 361-59990, 
Mail: susanne.pape@finanzen.bremen.de 

 

 

3.3 Kooperation mit dem Integrations-
fachdienst Bremen GmbH (ifd) 

Zwischen der Senatorin für Finanzen / Refe-
rat 33 und dem ifd bremen besteht eine 
langjährige gute Kooperation.  

 

Der ifd ist ein gemeinnütziger Anbieter 
von Dienstleistungen im Bereich „Ge-
sundheit, Behinderung und Arbeit“.  

Er berät Arbeitgeber, Betriebe und den öf-
fentlichen Dienst:  

 Bei der Personalsuche, 
 bei Problemen in der Belegschaft, 
 zu allgemeinen Fragen der Einstellung 

und Beschäftigung von Menschen mit Be-
hinderung. 

Er unterstützt Menschen mit Behinderungen: 

 Bei der Suche nach einem Arbeitsplatz, 
 bei Problemen im Betrieb bzw. in den 

Dienststellen, 
 durch Angebote für SchülerInnen sowie 

WfbM-Beschäftigte. 

 

Die Arbeit des ifd findet auf der Grundlage 
des SGB IX statt und erfolgt im Auftrag des 

Integrationsamt Bremen, der Agentur für Ar-
beit Bremen sowie anderer Rehabilitations-
träger und Auftraggeber.  

 

Der ifd berät und unterstützt auch ohne 
festgestellten Schwerbehindertenstatus. 

Bereits seit 11 Jahren können Beschäftigte 
im öffentlichen Dienst, bei denen sich ge-
sundheitliche und psychosoziale Probleme 
auf den Arbeitsprozess auswirken, berufs-
begleitende Hilfen durch die erfahrenden Be-
raterInnen des ifd in Anspruch nehmen, um 
Probleme am Arbeitsplatz zu bewältigen und 
Konfliktsituationen zu klären. Gemeinsam 
mit den Beteiligten suchen die BeraterInnen 
nach Lösungen, die auf die jeweilige Dienst-
stelle zugeschnitten sind.  

Die Unterstützung kann sich auf die folgen-
den Bereiche beziehen: 

 Konflikte mit KollegInnen und Vorgesetz-
ten 

 Gefährdung des Arbeitsplatzes 
 Über- oder Unterforderung am Arbeits-

platz 
 Verminderte Leistungsfähigkeit 
 Veränderungen im Arbeitsbereich 
 Planung der beruflichen Perspektive und 

Neuorientierung 
 Beruflicher Wiedereinstieg, zum Beispiel 

nach längerer Erkrankung 
 Private Belastungen, die sich beruflich 

auswirken. 

Die berufsbegleitende Beratung erfolgt auf 
Antrag. Weitere Information erhalten Sie un-
ter ifd bremen 277 52 00 oder bei der Sena-
torin für Finanzen im Referat 33 unter 361-
5465 oder -5509. 

 

„five“ - die neue Beratungs-Hotline für 
Führungskräfte 

Seit 15. Februar 2011 ist mit „five“ ein weite-
res Beratungsangebot für den öffentlichen 
Dienst in Bremen hinzugekommen. Es un-
terstützt Führungskräfte bei der Wahrneh-
mung ihrer Fürsorgepflicht für die Gesund-
heit der Beschäftigten, insbesondere bei 
psychischen Erkrankungen und Beeinträch-
tigungen, bei Stress, Burnout, Depression 
und Erschöpfung. Das neue Beratungsan-
gebot „five“ setzt hier an und bietet Perso-
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nalverantwortlichen eine professionelle 
Kurzzeitberatung an.  

 

five“ ist absolut vertraulich, unbürokra-
tisch und kostenfrei für Führungskräfte 

Mit einem Anruf (auch persönliche Ge-
sprächstermine können vereinbart werden!) 
können die Führungskräfte gemeinsam mit 
den erfahrenen BeraterInnen ihre Situation 
analysieren, neue Sichtweisen gewinnen 
und Lösungsansätze entwerfen. Führungs-
kräfte erhalten Anregungen zur gesundheitli-
chen Fürsorge in ihrem Verantwortungsbe-
reich und wichtige Hinweise für den Umgang 
mit Beschäftigten, die beruflich belastet, 
psychisch instabil oder gesundheitlich ein-
geschränkt sind.  

 

Das Beratungstelefon „five“ hat die Bre-
mer Nummer 277 52 28 

Falls ein Anruf nicht persönlich entgegen 
genommen werden kann, kann eine Nach-
richt hinterlassen werden. Ein zeitnaher 
Rückruf ist sichergestellt. Im ersten Projekt-
jahr können die zum Geschäftsbereich gehö-
renden Eigenbetriebe das Beratungstelefon 
ebenfalls kostenfrei in Anspruch nehmen. 

Weitere Informationen: www.ifd-bremen.de 

 

3.4 Betriebssport  

Zurzeit sind beim Landesbetriebssportver-
band Bremen e.V. (LBSV) 39 Behörden- 
oder Betriebssportgemeinschaften aus dem 
Zuständigkeitsbereich der bremischen Ver-
waltung mit insgesamt 691 Mitgliedern re-
gistriert. Sie nutzen die vielfältigen Möglich-
keiten Betriebs- und Behördensport in der 
Freizeit auszuüben. 

Das Ziel und die Aufgabe des Betriebssports 
als Breiten- und Gesundheitssport ist ausge-
richtet auf die Pflege sportlicher Aktivitäten 
in Betrieben und Behörden. Betriebssport als 
Mittel der Lebensgestaltung, zielt darauf ab, 
das körperliche, geistige, seelische und so-
ziale Wohlbefinden der Beschäftigten zu 
stärken. Der betriebliche Breiten- und Ge-
sundheitssport fördert die Gesunderhaltung, 
den Leistungswillen und die soziale Bindung 

in der Belegschaft der Betriebe und Behör-
den.  

Im Land Bremen wird der Betriebs- und Be-
hördensport durch den LBSV repräsentiert. 
Ihm obliegt die umfassende Pflege und För-
derung des Breiten- und Gesundheitssports 
in Betrieben und Behörden. Er bietet den 
verschiedenen Sport-Teams aus Unterneh-
men und Behörden in den Regionen Bre-
men-Stadt, Bremen-Nord und Bremerhaven 
eine perfekte Infrastruktur für Training, Spiel 
und Vereinsleben, verbunden mit einem Li-
ga-Betrieb mit Schiedsrichter, Plätzen und 
Hallen. Ebenso können einzelne Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter auch von besonderen 
ausgewählten Sportangeboten profitieren 
und ihren Sport in verschiedenen Disziplinen 
ausüben. 

Der LBSV ist ein eingetragener Sportverein, 
der Mitglied im Landessportbund Bremen 
und im Deutschen Betriebssportverband ist. 
Einzelne oder mehrere Sport-Teams in Be-
trieben und Behörden werden als Betriebs- 
oder Behördensportgemeinschaften im 
LBSV geführt und sind vereinsrechtlich ein-
getragene oder nicht eingetragene Vereine.  

 

Erwin Kloke 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



C. Informationen zur Gesundheit im bremischen öffentlichen Dienst 

 

1 Krankheitsbedingte Fehlzeiten im bre-
mischen öffentlichen Dienst 

 

Kernaussagen 
 
- Die Fehlzeitenquote (nach Kalendertagen) der 

erfassten Dienststellen liegt insgesamt bei 
5,86% (31.12.2010). 

- Auf jede Beschäftigte und jeden Beschäftigten 
entfielen durchschnittlich 21,39 Krankentage 
im Jahr. 

- Aus einer Reihe von Dienststellen liegen noch 
keine Fehlzeitendaten vor.  

- Im Vergleich der Dienststellen variiert die 
Fehlzeitenquote zwischen 3,14% und 12,49%. 

- Parallel zum Bundestrend ist die Fehlzeiten-
quote im Beobachtungszeitraum 2009 - 2011 
moderat angestiegen. 

- 39,23% aller Fehltage sind verursacht durch 
Langzeiterkrankungen. 

- Geschlecht, Alter, sozialer Status und Art der 
Tätigkeit wirken sich auf die Fehlzeiten aus. 

- Fehlzeitendaten haben eine begrenzte Aussa-
gekraft und müssen durch weitere Daten und 
Informationen ergänzt werden.  

 

 

Die Auswertung von Fehlzeitendaten ist 
durch die Dienstvereinbarung Gesundheits-
management im bremischen öffentlichen 
Dienst geregelt. Sie erfolgt seit 2009 halb-
jährlich durch die Senatorin für Finanzen und 
wird über das Mitarbeiterinnen- und Mitarbei-
terportal (MiP) veröffentlicht. Sie soll dazu 
beitragen die Informationslage im betriebli-
chen Gesundheitsmanagement zu verbes-
sern und Handlungsbedarfe erkennbarer zu 
machen. Die regelmäßige Beobachtung des 
Krankenstands und seiner Differenzierungen 
bietet dazu eine sinnvolle erste Orientierung.  

Die in diesem Kapitel dargestellten Daten 
bieten dazu eine gute Grundlage, wenn-
gleich das tatsächliche Fehlzeitengeschehen 
noch nicht vollständig widergespiegelt wird, 
da aus einer Reihe von Dienststellen noch 
keine Daten vorliegen und darüber hinaus 
die Erfassung einer Personalgruppe3 statis-
tisch noch nicht ganz sauber erfolgt.  

                                                 

                                                                        

3 Gemäß der Vorgaben der Dienstvereinbarung wur-
den bei der Auswertung nach Personalgruppen keine 

Aus folgenden Dienststellen liegen keine Da-
ten vor:  

 Bevollmächtigte der Freien Hansestadt 
Bremen beim Bund und für Europa4 

 Bremische Zentralstelle für die Verwirkli-
chung der Gleichberechtigung der Frau 

 Senatorische Dienststelle des Senators 
für Kultur 

 Deutsches Schifffahrtsmuseum 
 Feuerwehr Bremen 
 Gesundheitsamt Bremen 
 Hochschule Bremen 
 Hochschule Bremerhaven 
 Hochschule für Künste 
 Landeseichdirektion Bremen 
 Landesfeuerwehrschule 
 Polizei Bremen  
 Staats- und Universitätsbibliothek  
 Stadtbibliothek Bremen  
 Studentenwerk Bremen  
 Universität Bremen  
 Werkstatt Bremen  
 Hochschule für Öffentliche Verwaltung  

 

Die dargestellten Daten und Ergebnisse ha-
ben zum Ziel, das Gespräch zwischen Lei-
tungen, Interessenvertretungen und Be-
schäftigten über Handlungsfelder im betrieb-
lichen Gesundheitsmanagement anzuregen 
und auf eine fundierte Basis zu stellen. Sie 
sollen den verschiedenen Akteuren in den 
Dienststellen verlässliche und Orientierung 
stiftende Informationen geben. 

Sichtbar werdende Unterschiede zwischen 
den Dienststellen sind ausdrücklich nicht im 
Sinne einer Rangfolge oder Sortierung als 
„gute“ oder „schlechte“ Dienststellen zu be-
werten, sondern geben Anlass über zu 
Grunde liegende Unterschiede nachzuden-
ken. Insbesondere die Ausführungen in Ka-

 
Unterschiede gemacht. Dennoch müssten die Ferien-
zeiten der Lehrer eigentlich bei der Ermittlung der 
Fehlzeitenquote berücksichtigt werden, womit wahr-
scheinlich auch Auswirkungen auf die krankheitsbe-
dingte Fehlzeitenquote in dieser Personalgruppe und 
die auf den Gesamtpersonalbestand bezogene Quote 
verbunden wären. Im ersten Schritt wurde dies jedoch 
noch nicht berücksichtigt. 
4 Die Daten liegen seit dem 01.07.2010 vor und wer-
den bei der nächsten Auswertung berücksichtigt. 
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pitel D 2. zu den Einflussfaktoren auf Kran-
kenstand und Gesundheit im Betrieb können 
helfen, Unterschiede und Besonderheiten 
besser zu verstehen und zu einer realisti-
schen Bewertung der Situation in der eige-
nen Dienststelle zu kommen. 

Bei der Beschäftigung mit den Fehlzeitenda-
ten sollte berücksichtigt werden, dass Fehl-
zeitendaten nicht die Gesundheit einer 
Dienststelle messen, sondern lediglich das 
Ausmaß gemeldeter Erkrankungen wider-
spiegeln. Krankenstandsdaten sind also re-
lativ grobe Indikatoren, ähnlich der Tempera-
turmessung mit dem Fieberthermometer. Sie 
allein ermöglichen noch keine Ursachenana-
lyse und noch keine Schlussfolgerungen auf 
mögliche Handlungsbedarfe, sondern müs-
sen im Regelfall durch andere Daten und In-
formationen ergänzt werden.  

Fragestellungen im Umgang mit den hier 
dargestellten Ergebnissen könnten zum Bei-
spiel sein:  

 

 Was sagen uns die Daten in Bezug auf 
den Krankenstand und die Gesundheitssi-
tuation in der Dienststelle?  

 Was können wir aus dem Vergleich mit 
anderen Dienststellen für uns selber 
schließen? 

 Wo benötigen wir vertiefende Daten und 
Informationen? 

 Wie groß bzw. dringend schätzen wir den 
Handlungsbedarf ein? 

 Gibt es Daten, die schon Hinweise auf 
mögliche Ansatzpunkte geben?  

 Was wissen wir über betriebliche Ursa-
chen und über betriebliche Verbesse-
rungsmöglichkeiten?  

 

Krankheitsbedingte Fehlzeiten 2010 

Insgesamt fielen im Jahr 2010 bei 17.614 
auswertungsrelevanten Personen 376.754 
krankheitsbedingte Fehltage an, was einer 
Fehlzeitenquote je Kalendertag in Höhe von 
5,86 % entspricht. Auf jede Beschäftigte und 
jeden Beschäftigten entfielen durchschnitt-
lich 21,39 Krankentage im Jahr. 

 

1.1 Entwicklung der Fehlzeitenquote im 
Zeitverlauf 

Abbildung 8 zeigt den Verlauf der Fehlzei-
tenquoten aller Beschäftigten basierend auf 
Kalender- und Arbeitstagen ab dem 
31.12.2009 an jeweils halbjährlichen Stich-
tagen in 2010 und 2011. Erkennbar ist, dass 
die Fehlzeitenquote seit der ersten Auswer-
tung 31.12.2009 über drei Auswertungszeit-
punkte jeweils leicht ansteigt, um zum 
31.12.2011 wieder geringfügig zu fallen. 

 

Fehlzeitenquoten nach Kalendertagen und 
Arbeitstagen insgesamt - Zeitreihe (2009 bis 2011)
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Abbildung 8 

 

1.2 Fehlzeiten nach Erkrankungsdauer 

Abbildung 9 zeigt die Verteilung der Fehlzei-
ten nach Erkrankungsdauern insgesamt und 
die Unterschiede bei Männern und Frauen 
auf. Der Anteil der Langzeiterkrankungen an 
der Gesamtzahl der Krankentage beträgt 
39,23 %. Der Anteil der Erkrankungen bis zu 
3 Tagen liegt insgesamt bei 17,14 %. Leich-
te Unterschiede werden zwischen den Ge-
schlechtern deutlich. 

 

Anteil unterschiedlicher Erkrankungsdauern 
an der Fehlzeitenquote insgesamt (2010)
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1.3 Fehlzeitenquote nach Geschlecht 
und Altersgruppen 

Die Auswertung der Fehlzeitenquote nach 
Geschlecht und Altersgruppe lässt erken-
nen, dass mit ansteigendem Alter sowohl bei 
den Männern als auch bei den Frauen die 
Quote ansteigt. Beschäftigte der Altersgrup-
pe der 50 bis 59-jährigen weisen bei beiden 
Geschlechtern die höchste Fehlzeitenquote 
auf. In allen Altersgruppen liegt die Fehlzei-
tenquote der Frauen über den der Männer. 

Fehlzeitenquoten (2010) nach Geschlecht und 
Altersgruppe
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Abbildung 10 
 
 

1.4 Fehlzeitenquote nach Entlohnungs-
stufen 

Abbildung 11 zeigt wie die Fehlzeitenquote 
nach Entlohnungsstufe und Geschlecht vari-
iert. In den Entlohnungsstufen 02 bis 04 sind 
insgesamt die höchsten Fehlzeitenquoten 
von über 10% aufgezeigt. Ferner lässt sich 
eine Tendenz erkennen, wonach die Fehl-
zeitenquote mit steigender Entlohnungsstufe 
absinkt (Ausnahme ist die Entlohnungsstufe 
01). Die Fehlzeitenquote der Frauen ist in 
den einzelnen Entlohnungsstufen im Ver-
gleich zu den Männern bis auf in den Ent-
lohnungsstufen 04, 07, 12 und 18 höher. 

Fehlzeitenquoten (2010) nach Geschlecht und 
Entlohnungsstufe
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Abbildung 11 

1.5 Fehlzeitenquote nach Lauf-
bahngrupp 5en  

Die Tendenz der abnehmenden Fehlzeiten-
quote ist bei der Betrachtung der Fehlzei-
tenquote nach Laufbahngruppen identisch. 
Auch hier ist ersichtlich, je höher die Be-
schäftigten eingestuft sind, desto geringer 
fällt die Fehlzeitenquote aus. Am höchsten 
ist sie bei den Beschäftigten des einfachen 
und mittleren Dienstes, am niedrigsten bei 
den Beschäftigten des höheren Dienstes. 
Schaut man jedoch auf die Gesamtheit aller 
krankheitsbedingten Fehltage, so entfallen 
die meisten Fehltage auf die Gruppen der 
Beschäftigten des mittleren und des geho-
benen Dienstes, denn sie stellen die größten 
Beschäftigungsgruppen dar. 

Fehlzeitenquoten (2010) nach Geschlecht 
und Laufbahngruppen
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Abbildung 12 
 
 

1.6 Fehlzeitenquote nach Umfang der 
Arbeitszeit 

Bei der Betrachtung der Fehlzeitenquoten im 
Hinblick auf das Geschlecht und das Be-
schäftigungsvolumen ist ersichtlich, dass 
insbesondere in der Gruppe der Beschäftig-
ten mit einem Beschäftigungsvolumen von 
bis zu 75 % die höchsten Fehlzeitenquoten 
verzeichnet werden. (Abbildung 13)  

Die geringste Fehlzeitenquote entfällt bei 
dieser Betrachtung auf die Beschäftigten mit 
einem Beschäftigungsvolumen von bis zu 
50%. 

                                                 
5 Ab dem 1.4.2010 gilt: 
Einfacher Dienst = Laufbahngruppe 1, 1. Einstiegsamt 
Mittlerer Dienst = Laufbahngruppe 1, 2. Einstiegsamt 
Gehobener Dienst = Laufbahngruppe 2, 1. Einstieg-
samt 
Höherer Dienst = Laufbahngruppe 2, 2. Einstiegsamt 
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1.7 Fehlzeitenquote nach Personalgrup-
pen 

Abbildung 14 zeigt Unterschiede in den 
Fehlzeitenquoten der verschiedenen Perso-
nalgruppen in der bremischen Verwaltung. 
Am höchsten sind die Fehlzeitenquoten 
beim Raumpflegepersonal sowie beim Per-
sonal im Strafvollzug und beim sonstigen 
Personal (z.B. Hafenpersonal, Wäscherei-
personal, Ärzte, Tierärzte, etc.). Die niedrigs-
te Fehlzeitenquote wird für die Personal-
gruppe der Lehrer errechnet. Es ist aber zu 
erwarten, dass deren tatsächliche Fehlzei-
tenquote höher ausfällt, als aktuell berech-
net. (Siehe auch Seite 8) 
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Abbildung 13 

1.8 Fehlzeitenquoten nach Dienststellen 

Die Abbildungen in Anlage 2 und 3 zeigen 
die Fehlzeitenquoten der einzelnen Dienst-
stellen der Freien Hansestadt Bremen. Die 
höchste Fehlzeitenquote wird im Versor-
gungsamt mit 12,49 % und die niedrigste 
Fehlzeitenquote mit 3,14 % im Hanseati-
schen Oberlandesgericht berechnet. Die 
durchschnittliche Fehlzeitenquote je Ar-
beitstag von 8,42 % wird als weiße Linie 
dargestellt. Eine Bewertung der Unterschie-
de ist nur möglich unter Berücksichtigung 
der Einflussfaktoren auf den Krankenstand 
(siehe Kapitel B 4.). Die Abbildungen in An-
lage 4 und 5 zeigen die prozentuale Vertei-
lung der Fehlzeitenquoten nach Erkran-
kungsdauer im Dienststellenvergleich. Am 
häufigsten ist die Krankheitsdauer 4 bis 42 
Tage, gefolgt von den Langzeiterkrankun-
gen, also über 42 Tage vertreten. Die Er-
krankungsdauer bis 3 Tage ist am dritthäu-
figsten, wobei die niedrigste Quote der Er-
krankungsdauer mit bis zu 3 Tagen Immobi-
lien Bremen aufweist. Gleichzeitig ist in die-
ser Dienststelle aber auch die höchste pro-
zentuale Langzeiterkrankungsquote zu ver-
zeichnen. Die geringste Quote an Langzeit-
erkrankungen ist in der Dienststelle Senator-
für Inneres und Sport zu erkennen, dafür ist 
die Quote, der sich in Kur befindlichen Er-
krankten in dieser Dienststelle am höchsten. 

 

Fehlzeitenquoten (2010)
 nach Geschlecht und Personalgruppen
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2 Amtsärztliche Begutachtung der 
Dienstfähigkeit und Dienstunfähigkeit 

Das Gesundheitsamt Bremen fasst seit 1999 
in einem regelmäßigen Berichtswesen die 
Begutachtungen zur Frage der Dienstfähig-
keit/Dienstunfähigkeit der beamteten Be-
schäftigten zusammen. Die im Folgenden 
dargestellten Ergebnisse sind dem Bericht 
2010 entnommen und enthalten Ergebnisse 
aus den Jahren 2006 bis 2009. Die Darstel-
lung in diesem Rahmen beschränkt sich auf 
einige Grunddaten aus den Begutachtungen 
und auf die Darstellung der Diagnosen. 

Abbildung 15 zeigt die Entwicklung der An-
zahl der durchgeführten Gutachten.  

 
Abbildung 15, Durchgeführte Gutachten zur 
Dienstfähigkeit ab 1998 (N = 1.934) 

 

Der Anteil der begutachteten weiblichen Be-
schäftigten übersteigt im langjährigen Mittel 
den Frauenanteil unter den Beschäftigten 
(Abbildung 16).  

 
Abbildung 16, Geschlechterverteilung der 
Begutachteten  

 

Abbildung 17 zeigt, dass Begutachtungen 
bei Beamten in der Altersgruppe unter 35 
Jahren eher eine Ausnahme sind und bis 
zum Gipfel bei ca. 59 Jahren zunehmen.  

 
Abbildung 17, Alter der begutachteten Beam-
ten 2006 - 2009 (N = 463) 

 

Abbildung 18 zeigt die Unterschiede bei den 
krankheitsbedingten Fehlzeiten, die der Be-
gutachtung vorausgingen. Die Anzahl der 
Gutachten, die von den Personalstellen erst 
nach einer über 12-monatigen Fehlzeit be-
auftragt wurden, hat im Berichtszeitraum von 
8,1% der Fälle auf 17,7% zugenommen.  

 

Abbildung 19 zeigt die Verteilung der Diag-
nosen der begutachteten Beamten (ein-
schließlich Mehrfachdiagnosen). Deutlich 
mehr als ein Drittel aller Begutachteten litt 
demnach unter einer Erkrankung aus der 
Diagnosegruppe der Psychischen und Ver-
haltensstörungen. Die Auswertungen zwi-
schen 1999 und 2009 bestätigen den bun-
desweit festzustellenden Trend der Zunah-
me der Psychischen und Verhaltensstörun-
gen als Ursache von vorzeitiger Pensionie-
rung oder Frühverrentung auch für Bremen. 
Die Ursachen dieser Entwicklung sind viel-
schichtig und können hier nicht dargestellt 
werden.  
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Praxishinweis 
 
- Da die Chancen einer beruflichen Wiederein-

gliederung mit der Dauer einer Abwesenheit 
sinken und nach 6 Monaten i.d.R. nur noch 
gering sind, wird eine deutlich frühere Initiative 
der Personalstellen angeraten, um geeignete 
Maßnahmen zur Erhaltung von Gesundheit, 
Dienst- und Arbeitsfähigkeit einzuleiten.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Abbildung 18, Krankheitsbedingte Fehlzeiten der begutachteten Beamten 2006 - 2009 

 

 

 

Abbildung 19, Verteilung der Diagnosen der begutachteten Beamten 2006 - 2009 nach Geschlecht 
(N = 1.264) 
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D. Vergleichsdaten und Informationen anderer Quellen 

 

1 Vergleichsdaten zu allgemeinen Ent-
wicklungen des Krankenstands  

 

Kernaussagen 
 
- Nach historischem Tiefstand steigt der Kran-

kenstand bundesweit und in Mitgliedsstädten 
des Deutschen Städtetags wieder leicht an. 

- Im Branchenvergleich weist die öffentliche 
Verwaltung höhere Fehlzeiten als der Durch-
schnitt auf. 

- Der überdurchschnittlich hohe Krankenstand 
in der öffentlichen Verwaltung ist erheblich 
durch die Personalstruktur bedingt. 

- Die Art der Tätigkeit hat Einfluss auf das Aus-
maß der Fehlzeiten. 

- Langzeiterkrankungen haben für den Kran-
kenstand eines Betriebes höhere Bedeutung 
als Kurzzeiterkrankungen. 

- Frauen haben durchschnittlich geringfügig hö-
here Fehlzeiten als Männer. 

- Mit zunehmendem Alter steigt die durch-
schnittliche Erkrankungsdauer. 

 

 

Zur Beurteilung des betrieblichen Kran-
kenstands sind Vergleichsdaten, wie sie aus 
dem System der gesetzlichen Krankenversi-
cherung geliefert werden, unverzichtbar.  

Aufgrund der Größe des Datensatzes bieten 
sie verlässliche Informationen zu generellen 
Entwicklungen des Krankenstands 

Die Daten der Krankenversicherung können 
nur indirekt mit betrieblichen Fehlzeitendaten 
verglichen werden, da sie auf unterschiedli-
chen Grundlagen und Berechnungswegen 
basieren.  

Dennoch macht ein Vergleich Sinn. So las-
sen sich allgemeine Tendenzen und Unter-
schiede im Krankenstand leichter identifizie-
ren. Die wichtigsten werden im Folgenden 
aufgezeigt. 

Wie Abbildung 20 zeigt, liegt der durch-
schnittliche Krankenstand bei den Pflichtver-
sicherten der gesetzlichen Krankenversiche-
rung in Deutschland auf einem historisch 
niedrigen Niveau.  

Der Krankenstand steigt seit 2008 wieder 
leicht an. 

 
Abbildung 20, Entwicklung des Krankenstands 1970 - 2009 
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1.1 Krankenstand in Mitgliedsstädten 
des Deutschen Städtetages 

Der Deutsche Städtetag erhebt seit 2003 per 
Umfrage in den unmittelbaren Mitgliedsstäd-
ten die krankheitsbedingten Fehlzeiten. An 
der Umfrage 2010 haben sich insgesamt 
174 von 210 Mitgliedsstädten beteiligt und 
auf der Grundlage eines Eckpunktekatalo-
ges auswertbare Zahlen geliefert. Für das 
Jahr 2010 sind nach den Angaben der Städ-
te 322.660 Beschäftigte in die Erfassung 
einbezogen worden.  

 

 
Abbildung 21, Daten: Deutscher Städtetag 
 

Die Fehlzeitenquote des Deutschen Städte-
tages wird auf der Basis von 365 Kalender-
tagen berechnet und entspricht damit weit-
gehend der Berechnungsgrundlage der 
Fehlzeitenquote (Kalendertage) im bremi-
schen öffentlichen Dienst. 

Die unterschiedlichen methodischen Vorge-
hensweisen der Bundesländer, Großstädte 
und Institutionen (KGSt, Deutscher Städte-
tag) ermöglichen jedoch zurzeit keinen ver-
lässlichen Vergleich der Fehlzeitenquoten 
untereinander. Der Aufbau eines validen 
Benchmarkings mit anderen Großstädten 
und Bundesländern wird angestrebt. Da die 
Ermittlung der bremischen Fehlzeitenquote 
sowohl auf Basis von Kalendertagen als 
auch auf Arbeitstagen erfolgt, hat das Land 
Bremen bereits eine gute Grundlage dafür 
geschaffen.  

Abbildung 22 zeigt die Entwicklung der Fehl-
zeitenquote in den Mitgliedsstädten des 
Deutschen Städtetages im Jahresvergleich.  

Seit 4 Jahren ist ein Anstieg der Fehlzeiten-
quote zu erkennen. 

 

Entwicklung der Fehlzeitenquote insgesamt 
in den Mitgliedsstädten des Deutschen Städtetages
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Abbildung 22, Daten: Deutscher Städtetag 

 

Die Entwicklung der bremischen Fehlzeiten-
quote (siehe Abb. 8) liegt somit im Trend der 
allgemeinen Entwicklung. 

 

1.2 Branchenunterschiede 

 
Abbildung 23 (WidO AOK) 

 

Branchenbezogene Auswertungen des 
Krankenstands werden von unterschiedli-
chen Krankenkassen angeboten. Dabei zei-
gen sich deutliche Unterschiede in der Ver-
teilung des Krankenstands; hier anhand der 
Daten von AOK-Versicherten. 

Die öffentliche Verwaltung weist höhere 
Fehlzeiten auf als der Durchschnitt aller 
Branchen. Diese Tendenz findet sich über-
einstimmend bei allen Krankenkassen. 
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Abbildung 24, Fehlzeiten-Report 2011 

 

Unterschiede in der Personalstruktur der 
Branchen beeinflussen die Höhe des Kran-
kenstands. Durch Standardisierung der Da-
ten kann der Branchenvergleich objektiviert 
werden. Dazu berechnet man, wie der Kran-
kenstand ausfiele, wenn man für alle Bran-
chen eine gleiche durchschnittliche Alters- 
und Geschlechtsverteilung zugrunde legen 
würde. Wie Abbildung 24 zeigt, fallen auf 
Grundlage von standardisierten Werten die 
Unterschiede zwischen den Branchen gerin-
ger aus. Die Abbildung zeigt auch, dass der 
überdurchschnittlich hohe Krankenstand in 
der öffentlichen Verwaltung in starkem Maße 
durch die Personalstruktur bedingt ist. 

 

1.3  Unterschiede bei Berufsgruppen 

Abbildung 25 zeigt den Einfluss der ausge-
übten Tätigkeit auf das Ausmaß der Fehlzei-
ten. Die meisten Arbeitsunfähigkeitstage fin-
den sich bei Berufsgruppen mit hohen kör-
perlichen Belastungen und überdurchschnitt-
lich vielen Arbeitsunfällen sowie bei Berufs-
gruppen mit hohen psychischen Belastun-
gen. 

Die niedrigsten Krankenstände finden sich in 
der Regel bei akademischen Berufsgruppen 

 

 
Abbildung 25, BKK Bundesverband 

 

 

Praxishinweis 
 
- Durch Konzentration auf besonders belastete 

Berufsgruppen kann eine erste Schwerpunkt-
setzung im betrieblichen Gesundheitsmana-
gement erfolgen.  

- Auf Grundlage einer Analyse der konkreten 
Arbeitsbedingungen lassen sich dann gezielter 
Maßnahmen entwickeln, die die Verbesserung 
der Arbeitsfähigkeit und Gesundheit in einer 
bedeutenden Personengruppe ermöglichen.  
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1.4 Krankenstand nach unterschiedli-
cher Dauer der Erkrankung 

 
Abbildung 26, DAK Gesundheitsreport 2011 
 

Wie Abbildung 26 zeigt, hat die große Masse 
der Krankheitsfälle wegen ihrer kurzen Dau-
er nur einen vergleichsweise geringen Ein-
fluss auf den Krankenstand: ca. 2/3 der Ar-
beitsunfähigkeitsfälle (AU-Fälle) sind Er-
krankungen bis zu 1 Woche. Sie verursa-
chen ca. 20 % aller Arbeitsunfähigkeitstage 
(AU-Tage). 

Eine erheblich größere Bedeutung für den 
betrieblichen Krankenstand hat der kleine 
Anteil der Erkrankungen von langer Dauer: 
ca. 50% der AU-Tage werden durch ca. 7% 
der AU-Fälle verursacht. Betriebliche Prä-
vention sollte hier ansetzen. 

 

Praxishinweis  
 
- Betriebe, die ein BEM systematisch durchfüh-

ren, die sich intensiv um länger erkrankte Be-
schäftigte kümmern und Beratung und Unter-
stützung bereitstellen, können Einfluss auf ih-
ren Krankenstand nehmen.  

- Durch verstärkte Prävention kann längerfristig 
die Anzahl lang andauernder Erkrankungen 
reduziert werden.  

 

1.5 Krankenstand nach Alter und Ge-
schlecht 

Unterschiede im Krankenstand von Männern 
und Frauen finden sich in nahezu allen Ver-
öffentlichungen. Wie Abbildung 27 zeigt, ha-
ben Frauen häufig einen geringfügig höhe-
ren Krankenstand als Männer.  

Darin spiegeln sich vermutlich Unterschiede 
in den Beschäftigungsfeldern, Statusgrup-
pen und daraus resultierende Belastungen 

und Freiheitsgrade in der Tätigkeit wider. 
Aber auch Unterschiede in der Verteilung 
familiärer Lasten sowie im Gesundheits- und 
Risikoverhalten werden damit in Verbindung 
gebracht. 

 

 
Abbildung 27, DAK Gesundheitsreport 2011 

 

Abbildung 28 verdeutlicht Unterschiede im 
Krankenstand nach Altersgruppen. Ältere 
Beschäftigte weisen durchschnittlich mehr 
Fehlzeiten auf als jüngere Beschäftige. Jun-
ge Beschäftigte melden sich häufiger krank 
als ältere. Mit zunehmendem Alter steigt die 
durchschnittliche Erkrankungsdauer. Hierin 
spiegelt sich die Ansammlung von Belas-
tungsexpositionen und zunehmendem Ver-
schleiß bei ansteigendem Alter wider. Bei 
gut qualifizierten und in ihrer Arbeit weitge-
hend selbstbestimmten älteren Beschäftig-
ten finden sich in der Regel jedoch geringere 
altersbezogene Steigerungen der Krank-
heitstage. 

 

 
Abbildung 28, DAK Gesundheitsreport 2011 

 

Praxishinweis 
 
- Alternsgerechte Arbeitsgestaltung und Prä-

ventionsangebote insbesondere auch für älte-
re Beschäftigte gewinnen stark an Bedeutung 
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2 Einflussfaktoren auf Krankenstand und 
Gesundheit im Betrieb 

 

Kernaussagen: 
 
- Der betriebliche Krankenstand wird beeinflusst 

durch Merkmale der Personalstruktur, Tätig-
keit und Betriebskultur. 

- Krankenstandsdaten sind Spätindikatoren, die 
über Ereignisse berichten, die nach Möglich-
keit vermieden werden sollten. 

- Um das Gesundheitsgeschehen beurteilen 
und beeinflussen zu können, sollten zukünftig 
auch Frühindikatoren und Organisationsbe-
dingungen beobachtet werden, wie: Befinden 
der Beschäftigten, Identifikation mit der 
Dienststelle Betriebsklima, Führungsverhalten, 
Arbeitsbedingungen. 

 

 

Die Beschäftigung mit Krankenstandsdaten 
im betrieblichen Gesundheitsmanagement 
löst eine Reihe von Fragen aus: Wie ist der 
Krankenstand im eigenen Betrieb zu bewer-
ten und welche Faktoren wirken auf ihn ein? 
Welche dieser Faktoren lassen sich im Be-
trieb beeinflussen? Wo sollten Maßnahmen-
zur Reduzierung des Krankenstandes und 
zur Förderung der Gesundheit ansetzen?  

In diesem Kapitel stellen wir gesicherte In-
formationen vor, auf deren Basis Kran-
kenstandsdaten sachgerechter bewertet 
werden können. Sie zeigen Aussagekraft 
und Grenzen der Krankenstandsstatistik auf. 
In einem zweiten Abschnitt stellen wir ein 
Unternehmensmodell vor, das den Zusam-
menhang zwischen Arbeits- und Organisati-
onsbedingungen, dem Gesundheitszustand 
der Beschäftigten sowie der Qualität und 
Produktivität ihrer Arbeitsleistung darstellt. 
Dieses Modell sollte als „roter Faden“ für 
den weiteren Aufbau einer Dateninfrastruktur 
in der Gesundheitsberichterstattung dienen. 
Zugleich liefert es Orientierung über die zu 
beobachtenden und zu beeinflussenden 
Faktoren in den Dienststellen und Betrieben. 

 

2.1 Einflussfaktoren auf den Kran-
kenstand 

Die Messung des Krankenstands ist ver-
gleichbar mit der Messung durch ein Fieber-
thermometer: Wird ein erhöhter Kran-
kenstand gemessen, so ist ein Problem er-

kannt. Die Ursachen liegen jedoch noch im 
Dunkeln und können vielschichtig sein. Eine 
„Behandlung“ erlaubt die Fiebermessung in 
der Regel nicht.  

Der betriebliche Krankenstand wird durch 
eine Reihe von Faktoren beeinflusst, wie 
z.B. durch die Personalstruktur, durch tätig-
keitsbezogene Merkmale und durch Einflüs-
se der Betriebskultur. 

Die wesentlichen Einflüsse der Personal-
struktur sind: 

 Personengruppen mit höherem Bildungs-
stand, höherem beruflichem Status und 
höheren Einkommen haben im Durch-
schnitt eine geringere Anzahl an Fehlta-
gen. 

 Der Krankenstand der weiblichen Be-
schäftigten ist im Durchschnitt geringfügig 
höher als der der männlichen Beschäftig-
ten. 

 Ältere Beschäftigte sind im Durchschnitt 
seltener krank als jüngere. Wenn sie krank 
sind, sind sie eher länger krank als jünge-
re Beschäftigte.  

 Und mit der Anzahl schwerbehinderter 
Menschen im Betrieb, steigt vermutlich 
auch im Durchschnitt die Zahl der Krank-
heitsfälle. Darauf deuten zumindest ver-
schiedene Veröffentlichungen hin. 

 

Eine wesentliche Ursache für den höheren 
Krankenstand des öffentlichen Dienstes im 
Vergleich zur Privatwirtschaft dürfte deshalb 
in der Personalstruktur liegen. Denn der öf-
fentliche Dienst übernimmt real mehr gesell-
schaftliche Verantwortung in Bezug auf die 
Integration schwerbehinderter Menschen 
und auf die Beschäftigung älterer Menschen 
als die meisten privatwirtschaftlichen Unter-
nehmen.  
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Neben der Personalstruktur wirken weitere 
betriebliche und private Faktoren auf den 
Krankenstand. So haben die meisten Er-
krankungen verschiedene Ursachen. Rü-
ckenbeschwerden können z.B. beeinflusst 
sein durch die Tätigkeit, aber auch durch 
Übergewicht, mangelnde Bewegung, einsei-
tige Sportbelastungen oder psychische Be-
lastungen. 

Im Rahmen betrieblicher Präventionsan-
strengungen ist es sinnvoll, vor allem sol-
chen Gesundheitsproblemen Aufmerksam-
keit zu schenken, die durch Arbeitsbedin-
gungen beeinflusst bzw. ganz oder teilweise 
durch sie verursacht werden. Man nennt sie 
arbeitsbedingte oder auch arbeitsbezogene 
Erkrankungen.  

Für den betrieblichen Krankenstand sind zu-
nehmendem Maße psychosoziale Belastun-
gen von Bedeutung (siehe Abbildung 29). 

Der Anteil arbeitsbezogener Erkrankungen 
am Gesamtvolumen der Arbeitsunfähigkeit 
könnte nach Schätzungen des Robert Koch 
Instituts (Gesundheitsberichterstattung des 

Bundes: Heft 38. Arbeitsunfälle und Berufs-
krankheiten: 29) bei ca. 20-30 % liegen. Er-
kenntnisse aus der Arbeitsmedizin zeigen, 
dass arbeitsbedingte Erkrankungen viele Di-
agnosegruppen betreffen können. Beispiele 
sind: 

 Muskel-Skelett-Erkrankungen  
 Rückenschmerzen aufgrund von 

Bewegungsmangel bei sitzender 
Tätigkeit 

 Muskelverspannungen aufgrund 
von Zwangshaltungen oder auch 
psychischen Belastungen (Stress) 

 Erkrankungen der Verdauungsorgane 
 Aufgrund von psychischen Belas-

tungen oder ungünstigen Arbeits- 
und Pausenzeiten und damit ver-
bundener mangelhafter Ernäh-
rung. 

 Kopfschmerzen 
 Bei langer Bildschirmtätigkeit 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 29, RKI, Gesundheitsberichterstattung des Bundes, Heft 38 
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Eine Reihe aktueller Studien belegen den 
erheblichen Einfluss der Unternehmenskul-
tur auf den betrieblichen Krankenstand. So 
konnte im Rahmen der vom Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales durchgeführten 
Studie „Unternehmenskultur, Arbeitsqualität 
und Mitarbeiterengagement in den Unter-
nehmen in Deutschland“6 gezeigt werden, 
dass mehr als 20% der Unterschiede im 
Krankenstand durch Aspekte der Unterneh-
menskultur vorhergesagt werden können. 
Andere Studien, wie die von U. Walter und 
E. Münch7 belegen, dass beobachtete Un-
terschiede im Fehlzeitengeschehen nicht 
durch Unterschiede in der Gesundheit der 
Beschäftigten zu erklären sind sondern in 
erster Linie den Zustand der Organisation 
widerspiegeln.  

 

Fazit 

Die Analyse von Arbeitsunfähigkeitsdaten 
ermöglicht eine erste Eingrenzung von Prob-
lemen und Risikogruppen, reicht aber zur 
Ableitung von Handlungsbedarfen im be-
trieblichen Gesundheitsmanagement nicht 
aus. Arbeitsunfähigkeitsdaten sind Spätindi-
katoren. Sie berichten über den Eintritt von 
Ereignissen, die nach Möglichkeit vermieden 
und nicht erst nachträglich repariert werden 
sollten. Die Vermeidung von Fehlzeiten 
reicht in der heutigen Arbeitswelt nicht mehr 
aus. Ziel des betrieblichen Gesundheitsma-
nagements ist die Erhaltung und Förderung 
der Arbeitsfähigkeit der Beschäftigten. Psy-
chosoziale Faktoren in der Arbeit, Betriebs-
klima und Führungsverhalten gewinnen da-
für stark an Bedeutung. 

                                                 
6 Hauser, F. (2009). Die Studie ist die weltweit größte 
zu diesem Thema 
7 Walter, U.; Münch, E. (2009):“Die Bedeutung von 
Fehlzeitenstatistiken für die Unternehmensdiagnostik“ 
in: Badura, Schröder, Vetter: Fehlzeiten-Report 2008 

 

Praxishinweis 
 
Bei erhöhten Krankenständen überprüfen: 
 
- Wie stark beeinflussen Merkmale der Perso-

nalstruktur den Krankenstand? Ein Blick auf 
die Altersstrukturdaten und Schwerbehinder-
tenquote gibt möglicherweise schon erste An-
haltspunkte.  

- Inwieweit sind Arbeits- und Organisationsbe-
dingungen, Betriebsklima und Führungsver-
halten gesundheitsgerecht gestaltet? Durch 
den Einsatz beteiligungsorientierter Analyse-
instrumente des betrieblichen Gesundheits-
managements können Problembereiche ein-
gegrenzt und Handlungsfelder abgeleitet wer-
den, um vermeidbare Belastungen zu reduzie-
ren und Arbeit gesundheitsgerecht zu gestal-
ten. 
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2.2 Zusammenhänge von Organisati-
onsbedingungen, Gesundheit und 
Produktivität 

Das folgende Modell fasst den derzeitigen 
Kenntnisstand über die betrieblichen Zu-
sammenhänge zwischen Arbeits- und Orga-
nisationsbedingungen, Gesundheit der Be-
schäftigten und betriebswirtschaftlich rele-
vanten Faktoren zusammen. Die vorge-
nommene Unterscheidung in Treiber und 
Ergebnisse zeigt, wo die Handlungsfelder im 
Gesundheitsmanagement liegen und welche 
Faktoren als Früh- oder Spätindikatoren zu 
beachten sind, um die Gesundheitssituation 
in der Dienststelle oder im Betrieb beurteilen 
und verbessern zu können.  

Erfolgversprechende Ansatzpunkte im Ge-
sundheitsmanagement sind demnach: 

Netzwerk- und Beziehungskapital: Ent-
wicklung einer Kultur der Zusammenarbeit, 
die geprägt ist von vertrauensvollen Bindun-
gen und von als positiv oder hilfreich erleb-
ten Rückmeldungen aus dem sozialen Sys-
tem (soziale Unterstützung, Anerkennung, 
Zuwendung).  

Führungskapital: Entwicklung einer Füh-
rungskultur, die geprägt ist von Mitarbeiter-
orientierung, Fairness und Gerechtigkeit, ge-
lungener Kommunikation und Vertrauen so-
wie von Akzeptanz des Vorgesetzten.  

Überzeugungs- und Wertekapital: Förde-
rung von gemeinsamen Überzeugungen, 
Werten und Regeln, die für Berechenbarkeit 
und Steuerbarkeit des sozialen Systems Be-
trieb sorgen sowie Kooperation erleichtern, 
Gerechtigkeit und Wertschätzung vermitteln.  

Fachliche Kompetenz: Förderung von an-
gemessener Qualifikation, Quantität von 
Fort- und Weiterbildung, beruflicher Erfah-
rung, auch im Sinne von Gesundheitskom-
petenzen. 

Arbeitsbedingungen: Verbesserung im 
Sinne von Beteiligungsmöglichkeiten, Klar-
heit, Verstehbarkeit und Sinnhaftigkeit der 
Arbeitsaufgabe und des Organisationsge-
schehens, sowie von Arbeitszufriedenheit. 

Das Modell liefert einen „roten Faden“ für die 
in den Dienststellen aufzubauende Gesund-
heitsberichterstattung. Mit den Früh- und 
Spätindikatoren ist eine wissenschaftlich be-
gründete Auswahl an Faktoren gegeben, die 
zur fundierten Beurteilung der Gesundheits-
situation in der Dienststelle oder dem Betrieb 
herangezogen werden kann. Durch die re-
gelmäßige Beobachtung dieser Faktoren 
wird eine sinnvolle Datenbasis im Gesund-
heitsmanagement geschaffen und die Aus-
sagekraft der Gesundheitsberichte deutlich 
erhöht. Dabei ist nicht die vollständige Dar-
stellung aller Faktoren entscheidend, son-
dern die Auswahl der möglichen und für die 
Dienststelle besonders relevanten Faktoren. 

 

 

 
Abbildung 30, Bielefelder Unternehmensmodell, Badura et al. 2008 
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3 Vergleichsdaten zur allgemeinen Ent-
wicklung des Krankheitsgeschehens 

 

Kernaussagen 
 
- Knapp 2/3 des betrieblichen Krankenstands 

werden durch 4 Krankheitsarten verursacht: 
 - Muskel-Skelett-Erkrankungen 
 - Atemwegserkrankungen 
 - Verletzungen 
 - Psychische Erkrankungen 
 
- Der Anteil psychischer Erkrankungen am 

Krankenstand nimmt kontinuierlich zu. 
 

 

Die jährlich erscheinenden Gesundheitsbe-
richte der großen Krankenkassen liefern 
bundesweite Erkenntnisse über die wesent-
lichen Krankheitsarten, die zu Fehlzeiten in 
den Betrieben führen. Sie enthalten Hinwei-
se zu Ansatzpunkten in der Prävention.  

Da die in den Gesundheitsberichten der 
großen Krankenkassen dargestellten Ergeb-
nisse immer wieder ähnliche Tendenzen auf-
weisen, kann angenommen werden, dass 
deren Ergebnisse weitgehend übertragbar 
auch auf die Situation der Beschäftigten im 
bremischen öffentlichen Dienst sind.  

 

 
Abbildung 31, DAK Gesundheitsreport 2011 

 

Wie Abbildung 31 zeigt, wird der betriebliche 
Krankenstand im Wesentlichen durch vier 
Krankheitsgruppen geprägt.  

Erkrankungen des Muskel-Skelett-
Systems 

Muskel-Skelett-Erkrankungen stehen seit 
über 30 Jahren an der Spitze der Ursachen 
für den Krankenstand. Sie verursachen häu-
fig lange Ausfalldauern, sind tendenziell bei 
Männern stärker ausgeprägt als bei Frauen 
und haben in älteren Beschäftigtengruppen 
eine stärkere Bedeutung als bei jüngeren 
Beschäftigten. Ihr Anteil am Krankenstand 
ist seit Anfang der 90er Jahre deutlich ge-
sunken. Erkrankungen des Muskel-Skelett-
Systems stellen noch immer den häufigsten 
Grund für Krankschreibung dar. 

 

Erkrankungen des Atemsystems 

Atemwegserkrankungen haben den zweit-
höchsten Anteil am Krankenstand. Ihr Auf-
treten unterliegt größeren Schwankungen 
und ist abhängig von jahreszeitlichen und 
saisonalen Effekten (Grippewellen). Bei den 
meisten Erkrankungen des Atemsystems 
handelt es sich um eher leichte Erkrankun-
gen, wie die eher kurze durchschnittliche 
Falldauer zeigt. Atemwegserkrankungen ha-
ben für den Krankenstand bei Frauen eine 
höhere Bedeutung als bei Männern.  

 

Verletzungen 

Verletzungen stehen an dritter Stelle hin-
sichtlich des Volumens an Arbeitsunfähig-
keitstagen. Ihr Anteil ist seit Jahren weitge-
hend unverändert. 

 

Psychische Erkrankungen 

Psychische Erkrankungen bilden die viert-
wichtigste Erkrankungsgruppe für den Kran-
kenstand, in manchen Branchen sogar be-
reits die drittwichtigste. Ihr Anteil an den 
Krankheitstagen hat sich seit der ersten ge-
samtdeutschen Datenerhebung aus dem 
Jahr 1991 in etwa verdreifacht. Psychische 
Erkrankungen treten in der öffentlichen Ver-
waltung stärker auf als in den meisten ande-
ren Branchen.  

Abbildung 32 zeigt, wie der Anteil psychi-
scher Erkrankungen am Krankenstand in 
den letzten 10 Jahren kontinuierlich ange-
stiegen ist. 
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Psychische Erkrankungen gehen in der Re-
gel mit langen Ausfallzeiten einher und ge-
hören zu den kostenintensivsten Erkrankun-
gen. Ihr Anteil ist bei Frauen höher als bei 
Männern. 

Entwicklung des Anteils psychischer 
Erkrankungen am Krankenstand
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Ähnlich Ergebnisse zeigen sich auch im Be-
richt des Sozialmedizinischen Dienstes für 
Erwachsene des Gesundheitsamtes Bremen 
„Amtsärztlichen Begutachtung der Dienstfä-
higkeit oder Dienstunfähigkeit 2006 - 2009“ 
(2010). In seinem Bericht kommt das Ge-
sundheitsamt zu der Erkenntnis, „dass psy-
chische Erkrankungen in den letzten Jahren 
eine immer wichtigere Rolle als Ursache von 
vorzeitiger Pensionierung oder Frühverren-
tung spielen.“ In den Jahren 2006 bis 2009 
liegen sie in der Rangfolge der Diagnosen 
bei der Begutachtung der Dienstunfähigkeit 
deutlich an der Spitze. 

Abbildung 32, DAK Gesundheitsreport 

 

Entwicklung der Rentenzugänge und vorzei-
tigen Pensionierungen nach Diagnosegrup-
pen 

Die Bedeutung psychischer Erkrankungen 
für das betriebliche Gesundheitsgeschehen 
zeigt sich auch an der Zahl der Rentenzu-
gänge wegen verminderter Erwerbsfähigkeit 
nach Diagnosegruppen (Abbildung 33). 
Nach den Daten der Deutschen Rentenver-
sicherung Bund beträgt der Anteil psychi-
scher Erkrankungen an den Diagnosen, die 
zum vorzeitigen Renteneintritt führen 38% 
(GBE-Kompakt 5/2011). 

 

 
Abbildung 33, Rentenzugänge wegen verminderter Erwerbsfähigkeit nach Diagnosegruppe von 
2006 bis 2009 (Quelle: Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit 2009, BMAS) 
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4 Ansätze zur Schätzung der Kosten von 
Arbeitsunfähigkeit und Präsentismus 

 

Kernaussagen 
 
- Krankheitsbedingte Personalausfälle: 
 - beeinträchtigen die Aufgabenerledigung der 
   Dienststelle 
 - führen zu Mehrbelastungen der anwesenden 
   Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
 - können Aufschaukelungseffekte mit erhöhten 
   Krankenständen zur Folge haben 
 
- Neuere Studien lassen vermuten: Präsentis-

mus kommt Betriebe teurer als Fehlzeiten. 
 
- Gesundheitsmanagement sichert durch Ver-

besserung der Arbeitsfähigkeit der Beschäftig-
ten die Störungsfreiheit der Aufgabenerledi-
gung und unterstützt dadurch die Effektivität 
der Dienststellen. 

 

 

In diesem Kapitel wollen wir eine eher be-
triebswirtschaftliche Perspektive auf das 
Thema Krankenstand einnehmen.  

Arbeitsunfähigkeitszeiten in Folge von ge-
sundheitlichen Einschränkungen oder Er-
krankungen der Beschäftigten sind für 
Dienststellen und Betriebe grundsätzlich 
nicht zu vermeiden. Das Ziel der statisti-

schen Erfassung des Krankenstands liegt 
daher nicht in der Reduzierung auf „Null“, 
sondern in der Erkennung des Handlungs-
bedarfs und in der Reduzierung von ver-
meidbaren Arbeitsunfähigkeiten durch Maß-
nahmen zur Erhaltung und Verbesserung 
der Arbeitsfähigkeit und Gesundheit der Be-
schäftigten. 

Personalausfälle in Folge von Arbeitsunfä-
higkeit stellen ein Störungsereignis dar, das 
die Aufgabenerledigung der Dienststelle  
beeinträchtigt. Sie können in erheblichem 
Maße die Effektivität und Produktivität der 
Organisation beeinflussen und sie haben 
Auswirkungen auf Termintreue und Qualität 
der Dienstleistungen. 

Personalausfälle führen häufig auch zu 
Mehrarbeit und höherer Belastung der an-
wesenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 
Bei anhaltend hoher Arbeitslast und gleich-
zeitig knappen Personalstämmen können 
sich Aufschaukelungseffekte ergeben, in de-
ren Folge zusätzliche Arbeitsunfähigkeiten 
auftreten. 

Die Effektivität auch der öffentlichen Verwal-
tung und ihrer Betriebe ist dadurch eng ge-
koppelt an die Fähigkeit, möglichst störungs-
frei ihre Dienstleistungen erstellen zu kön-
nen. Gesunde und motivierte Beschäftigte 
bilden dafür die Voraussetzung. 

 

 

Infobox 
 

 
Abbildung 34, BMAS „Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit 2009“ 
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Maßnahmen zur Gesundheits-
förderung können als Instru-
ment des betrieblichen Prä-
ventionsmanagements be-
trachtet werden. Sie können 
auf vielfältige Weise Personal- 
und Unterbrechungsrisiken 
reduzieren und entfalten wei-
tere positive Wechselwirkun-
gen in der Dienststelle, in dem 
sie z.B. die Prozesssicherheit 
und die Dienstleistungsqualität 
erhöhen. 

Aus betriebswirtschaftlicher 
Sicht produziert das betriebli-
che Gesundheitsmanagement 
dabei in erster Linie Störungs-
freiheit für die Dienststelle 
bzw. für den Betrieb. 

Die im Rahmen des betriebli-
chen Gesundheitsmanage-
ments von einer Dienststelle 
evtl. zu tätigenden Ausgaben 
müssen konsequenter Weise 
dem vermiedenen Schaden 
bzw. dem erbrachten Nutzen 
gegenüber gestellt werden.  

Zur Abschätzung dieser be-
triebswirtschaftlichen Kosten 
finden sich in der Fachdiskus-
sion bereits unterschiedliche 
Rechenmodelle.  

Die nebenstehende Modell-
rechnung mit dem Ausfallkos-
tenkalkulator der Initiative Ge-
sundheit und Arbeit (iga) zeigt 
die betriebswirtschaftlichen 
Folgen fehlender Arbeitsfähig-
keit und verdeutlicht den Ge-
winn, der durch effektive 
Maßnahmen der Gesundheits-
förderung zu erzielen ist.  

Nach dieser Modellrechnung 
ließe sich in einer Dienststelle 
mit 500 Beschäftigten durch 
Reduzierung der Ausfalltage 
um 1.000 im Jahr (Fehlzeiten-
quote um ca.1%) jährlich Pro-
duktionsausfallkosten in Höhe 
von 120.000 Euro einsparen.  

 

 

 

Infobox  
 
Modellrechnung der Ausfallkosten einer Dienststelle  
 
Anzahl Beschäftigte:  500 
Krankenquote der Dienststelle:  ca. 10% 
Anzahl Krankentage im Jahr:    12.500 Tage 
 Anzahl Krankentage je Person:   25 Tage 
 

 
 
Quelle: iga Report 6 - Instrumente zum Bewerten betrieblicher Störungen 
Unter www.iga.de kann der Ausfallkostenkalkulator kostenlos heruntergeladen 

und eine Modellrechnung für die eigene Dienststelle durchgeführt werden. 

Abbildung 35 
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Infobox 
 
Modellrechnung von Produktivitätsverlusten durch 

Minderleistung nach der Stanford Formel 
 

 
 

Abbildung 36 

 

Andere Berechnungsmodelle ermitteln die 
Kosten nicht erbrachter Leistungen in Folge 
von psychischen Beeinträchtigungen, Kon-
flikten, Sorgen oder auch Suchterkrankun-
gen. Das Stanford Research Institute der 
University of California hat dazu die oben-
stehende Formel entwickelt (Abbildung 36). 
Es basiert auf der Grundannahme, dass 
durchschnittlich 20% aller Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter eines Betriebes aufgrund 
o.g. Hintergründe durchschnittlich 25% we-
niger Leistung erbringen als ihnen möglich 
wäre.  

Die Berechnung dieser Kosten kann den 
durch Investitionen in das Gesundheitsma-
nagement zu erzielenden Mehrwert verdeut-
lichen. Gezielte Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Gesundheit sind kosteneffektiver 
als die Hinnahme von Produktivitätsverlus-
ten in Folge von privaten oder beruflichen 
Beeinträchtigungen.  

Weil Fehlzeitenstatistiken nichts über den 
Gesundheitszustand der anwesenden Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter aussagen und 
die wirtschaftlichen Folgen fehlender Ge-
sundheit nur begrenzt sichtbar machen kön-
nen, widmen sich neuere Veröffentlichungen 
vermehrt dem Phänomen des Präsentis-
mus.8 Im Wesentlichen wird darunter der 
Verlust an Produktivität aufgrund von ge-
sundheitlichen Problemen verstanden. An-
dere Ansätze beschäftigen sich mit dem 
Verhalten, trotz einer Erkrankung zur Arbeit 
zu gehen.  

Ergebnis des derzeitigen Stands der Präsen-
tismusforschung: zukünftig werden die ver-
deckten Einbußen an Produktivität, die durch 
krankheitsbedingte Beeinträchtigungen 
(Präsentismus) entstehen, mehr beachtet 
werden müssen. 

 

 

 

Infobox 
 
Präsentismus 
- Die Bezeichnung Präsentismus ist als Gegen-

begriff zu Absentismus (= Fehlzeiten) entstan-
den. Die Präsentismus-Diskussion beschäftigt 
sich mit dem Phänomen von Krankheit bei der 
Arbeit. 

 
- Unter dem Stichwort Präsentismus werden 

Produktivitätsverluste in Folge von Gesund-
heitsproblemen erfasst. Sie entstehen, weil 
Betroffene aufgrund gesundheitlicher Proble-
me, z.B. Produktivitätsstandards nicht errei-
chen, langsamer oder fehlerhafter arbeiten. 

 
- Aktuelle Studien zeigen, dass die Kosten 

krankheitsbedingter Einschränkungen der Ar-
beitsproduktivität beträchtlich sind und die 
Kosten durch Absentismus (Fehlzeiten) über-
steigen. 

 
- Eine Reihe von Studien belegt, dass wieder-

holtes Arbeiten trotz einer Erkrankung zu ne-
gativen Folgen für die Gesundheit führt. 

 
- Das Konzept des Präsentismus lenkt den be-

trieblichen Fokus von der Krankenstandsquote 
auf den Gesundheitszustand der anwesenden 
Beschäftigten und seinen Einfluss auf die 
Leistungsfähigkeit und Leistungsbereitschaft. 

                                                 
8 Steinke, Badura (2011): Präsentismus - Ein Review 
zum Stand der Forschung. Bundesanstalt für Arbeits-
schutz und Arbeitsmedizin 
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5 Ergebnisse einer Studie zum Gesund-
heitsmanagement in Kommunalverwal-
tungen 

Aktuelle Informationen zur Qualität von Ge-
sundheitsmanagement in der Kernverwal-
tung anderer Kommunen und Städte liefert 
die qualitative Studie von M.J. Steinke, die 
im Auftrag der Hans-Böckler-Stiftung an der 
Universität Bielefeld durchgeführt wurde.  

In der Studie wurden Rahmenbedingungen, 
Strukturen, Prozesse und Ergebnisse unter-
sucht, die auf das Wohlbefinden und die Ge-
sundheit der Beschäftigten in den Kernver-
waltungen der Kommunen abzielen. Für die 
Studie wurden insgesamt 19 Kommunen 
bzw. Städte aus dem gesamten Bundesge-
biet ausgewählt, die nach Einschätzung von 
Experten, in der Anwendung von betriebli-
cher Gesundheitsförderung bzw. Gesund-
heitsmanagement eher weit fortgeschritten 
sind. Anhand von Experteninterviews, einer 
schriftlichen Befragung und der Durchsicht 
relevanter Dokumente konnte eine differen-
zierte Fallanalyse durchgeführt werden.  

Das Spektrum an Maßnahmen, dass im 
Rahmen des betrieblichen Gesundheitsma-
nagements durchgeführt wird, ist relativ 
breit. Abbildung 37 zeigt, dass der Schwer-
punkt der Maßnahmen in den Kernverwal-
tungen der untersuchten Kommunen und 
Städte bei verhaltensorientierten Maßnah-
men liegt. Verhältnisorientierte Maßnahmen 
scheiterten oft an Widerständen in der Or-
ganisation und an dem begrenzten Einfluss 
der Akteure im Gesundheitsmanagement. 

 

Infobox 
 
 Fazit der Studie “Betriebliche Gesund-

heitspolitik in der Kommunalverwaltung“ 
 
 Das Konzept betrieblicher Gesundheitsförde-

rung / Gesundheitsmanagement ist zumindest 
in den großen Kommunen „angekommen“, 
das eigentliche Potential wird als entwick-
lungsbedürftig eingeschätzt.  

 
 Zentrale Defizite in der betrieblichen Gesund-

heitspolitik der Kernverwaltungen sind dem-
nach: 

 
- die nicht vorhandene oder unzureichende Un-

terstützung durch die (politische) Führung und 
den Personalrat; 

- die geringe Priorität des Themas Gesundheit, 
dessen Bedeutung für die Mitarbeitermotivati-
on, die Servicequalität und die Verwaltungsef-
fizienz offensichtlich noch nicht ausreichend 
erkannt wird; 

- das Nichtvorhandensein längerfristiger Ziele, 
bzw. die Nichteinbeziehung der Gesundheits-
experten vor Ort in ihre Verfolgung; 

- die oft unzureichende Qualifikation der Akteu-
re für das Gesundheitsmanagement vor Ort 
und ihr geringer Einfluss; 

- die mangelhafte Ausstattung mit personellen 
und finanziellen Ressourcen;  

- die Nichtberücksichtigung expliziter Standards 
im betrieblichen Gesundheitsmanagement; 

- das unterentwickelte Bewusstsein für die Be-
deutung valider Daten zur Bedarfsermittlung, 
Zielfindung und Evaluation. 

 

Die Autoren der Studie9 sehen in 
der Mehrzahl der untersuchten 
Städte eine unzureichende Pas-
sung zwischen bestehenden Be-
lastungen und den angebotenen 
Maßnahmen.  

Betriebliche Gesundheitsförde-
rung wird zu oft einseitig ver-
standen als Bereitstellung verhal-
tensorientierter Angebote zur 
Bewegung, Ernährung und 
Stressbewältigung. 

                                                 
9 Steinke, M.J. (2010): Betriebliche Ge-
sundheitspolitik in der Kommunalverwal-
tung. In: Fehlzeiten-Report 2009, Berlin: 
Springer Verlag. 109-116 

 
Abbildung 37, Durchgeführte Maßnahmen und Anzahl 
Städte, die diese durchgeführt haben. Ergebnisse einer 
qualitativen Studie, M.J. Steinke in Fehlzeiten-Report 2009 
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Anlage 1  Krankentage im Dienststellenvergleich (2010) 
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Anlage 2  Fehlzeitenquoten 2010 (nach Arbeitstagen) im Dienststellenvergleich (1) 
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Anlage 3  Fehlzeitenquoten 2010 (nach Arbeitstagen) im Dienststellenvergleich (2) 

Fehlzeitenquoten 2010 (nach Arbeitstagen) im Dienststellenvergleich (2)
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Anlage 4  Verteilung der Fehlzeitenquoten 2010 nach Erkrankungsdauer im Dienststellenvergleich (1) 

Verteilung der Fehlzeitenquote (2010) nach Erkrankungsdauer
 im Dienststellenvergleich (1)
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Verteilung der Fehlzeitenquote (2010) nach Erkrankungsdauer
 im Dienststellenvergleich (2)

0%

20%

40%

60%

80%

100%

Ju
stizvo

llzu
g

san
stalt    

K
iT

a B
rem

en
,

E
ig

en
b

etrieb
 d

er
S

tad
tg

em
ein

d
e

L
an

d
esin

stitu
t fü

r
S

ch
u

le     

L
an

d
g

erich
t B

rem
en

     

P
erfo

rm
a N

o
rd

               

S
ch

u
len

 d
es

P
rim

arb
ereich

s

S
ch

u
len

 d
es

S
eku

n
d

arb
ereich

s I

S
ch

u
len

 d
es

S
eku

n
d

arb
ereich

s II

S
JV

 u
n

d
 zu

g
eo

rd
n

ete
D

ien
ststellen

S
K

 u
n

d
 zu

g
eo

rd
n

ete
D

ien
ststellen

S
o

n
stig

e D
ien

ststellen

S
taatsan

w
altsch

aft
B

rem
en

/B
rem

erh
aven

S
tad

tam
t                      

U
m

w
eltb

etrieb
B

rem
en

V
erso

rg
u

n
g

sam
t           

zen
trale A

u
s-/F

o
rt-

/W
eiterb

ild
u

n
g

Z
u

g
eo

rd
n

ete
D

ien
ststellen

 S
A

F
G

JS

Z
u

g
eo

rd
n

ete
D

ien
ststellen

 S
F

Z
u

g
eo

rd
n

ete
D

ien
ststellen

 S
fK

Z
u

g
eo

rd
n

ete
D

ien
ststellen

 S
IS

Dienststellen

V
erteilu

n
g

 d
er F

eh
lzeiten

q
u

o
te

 n
ach

 E
rkran

ku
n

g
sd

au
er

bis 3 Tage 4 bis 42 Tage Langzeiterkrankung Kur

 

Anlage 5  Verteilung der Fehlzeitenquoten 2010 nach Erkrankungsdauer im Dienststellenvergleich (2) 

 

 



 

Anlage 6: Fehlzeitenquote nach Entlohnungsstufen und Geschlecht 

 

Anlage 7 Fehlzeitenquote nach Laufbahngruppen und Geschlecht (2010) 

 

Anlage 8: Fehlzeitenquote nach Umfang der Arbeitszeit und Geschlecht (2010) 

 

Anlage 9: Fehlzeitenquote nach Personalgruppen und Geschlecht (2010) 

 

Anlage 10:  Fehlzeitenquoten nach Altersgruppen und Geschlecht (2010) 
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Anlage 11:  Umsetzungstand der DV Gesundheitsmanagement (1. Quartal 2011) 
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Anlage 12:  Schwerbehinderte Beschäftigte nach Dienststellen 10 

 

 

                                                 
10 Bericht über die Beschäftigungssituation und Beschäftigtenstruktur schwerbehinderter Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter im bremischen öffentlichen Dienst für das Jahr 2010: 25-26 
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Fortsetzung: Schwerbehinderte Beschäftigte nach Dienststellen 
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